
Vergütungsvereinbarung 

für Leistungen der gesundheitlichen Versorgungspianung fürdie letzte 

Lebensphase nach fi 1329 Abs. 3 SGB V im Land Brandenburg“ 

zwischen 

der AOK Nordost - Die Gesundheitskasse, 

den Ersatzkassen: 

Techniker Krankenkasse (TK) 

BARMER 
DAK-Gesundheit 
Kaufmännische Krankenkasse - KKH 
Handelskrankenkasse (hkk) 
HEK - Hanseatische Krankenkasse, 

gemeinsamer Bevollmächtigter mit Abschlussbefugnis: 

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek). 
Vertreten durch den Leiter der vdek—Landesve'rtretung Berlin/Brahdenburg, 
dem BKK Landesverband Mitte‚_ Eintrachtweg “19, 30173 Hannover, 
der IKK Brandenburg und Berlin, 
der KNAPPSCHAFT Regionaldirektion Cottbus und 
der SVLFG als Landwirtschaftliche Krankenkasse 

— im Fotgenden als Landesverbände der Krankenkassen und Ersatzkassen bezeichnet - 



und 

der Arbeitennohlfahrt, Landesverband Brandenburg e. V„ 

dem Caritasverband für das Erzbistum Berlin e. V., 
dem Caritasverband derDiözese Görlitz e. V., 

dem Paritätischen, Landesverband Brandenburg e. V., 

dem Deutsches Rotes Kreuz. Landesverband Brandenburg e. V., 

dem Diakonisches Werk Berlin-'Brandenburg-schlesische Oberlausitz e. V.. 
dem Bundesverband Privater Anbieter sezialer Dienste. e. V.-_‚ Landesgruppe 
Brandenburg, 

dem Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB), 
der B.A.H. 
Bundesarbe'itsgemeinschaft Hauskrankenpflege e.V. Landesverband Brandenburg 

— im Folgendenals Verbände der Leistungserbringer bezeichnet 
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(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

5 1  
Vergütungsanspruch 

Ein Vergütungsanspruch des Trägers besteht nur für die zugelassene vollstationäre- 

Pflegeeinrichtung nach-5 43 SGB XI und Einrichtungen der Eingliederungshilfe für 

Menschen mit Behinderung nach 5 75 Abs. 1 Satz 1 SGB XI! im Land Brandenburg, 

wenn die Anforderungen der „Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 SGB V über» Inhalte und 

Anforderungen der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase 
vom 13.12.2017" (nachfolgend „Bundesvereinbartmg“ genannt -- Anlage A) erfüllt und 

schriftlich durch Anlage 1 (ohne Angaben zu Ziffer 6) der vorgenannten 
Bundesvereinbarung (Erklärung zur Erfüllung der Anforderungen nach 5 14 der 
Bundesvereinbarung) gegenüber den Landesvarbänden der Krankenkassen und den 
Ersatzkassen nachgewiesen wurden. 

Dieser Vergütungsvereinbarung können Träger von zugelassenen vollstationä'ren 

Pflegeelhrichtungen nach 5 43 SGB XI sowie Einrichtungen der Eingliederüngshilfefür 

Menschen mit Behinderung nach 5 75 Abs. 1 Satz 1 SGB Xll im Land Brandenburg 
durch die Einreichung der Beitrittserklärung (Anlage B) beitreten. Der Abschluss einer 
individuellen Vergütungsvereinbarung mit den Landesverbänden der Krankenkassen 
und den Ersatzkassen bleibt davon unberührt. 

Für den Träger der Pflegeeinrichtung beginnt der Vergütungsanspruch erst, wenn alle 
Unterlagen sowie Voraussetzungen gemäß Absatz 1 dieser Vergütungsvereinbarung 
vorliegen bzw. erfüllt. sind. Die Beitrittserklärung,einschließlich der aufgeführten 
Unterlagen in der. Beitrittserklärung, ist mindestens sechs Wochen vor dem 
Laufzeitbeginn einzureichen. Der Träger der Pflegeeinrichtung erhält daraufhin eine 
Mitteilung über die" Erfüllung der Voraussetzungen zum Beitritt von Landesverbänden 

der Krankenkassen und den Ersatzkassen. Sollten die geforderten Unterlagen nicht 

'rechtzeitig vorliegen bzw. die Anforderungen aus der Bundesvereinbarung nicht erfüllt 
sein, verschiebt sich der Laufzeitbeginn auf den nächsten 01, des Folgemona'ts. 

Diese Vergütungsvereinbarung ersetzt die Vergütungsvereinbarung für Leistungen der 
gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase nach 
5 1329 Abs. 3 SGB V im Land Brandenburg vom 27.11.2018 für die Träger der 
Pflegeeinrichtung‚ die der Vergütungsvereinbarung vom 27.1 1 ‚2018 bereits bei'getreten 

waren, und die Voraussetzungen der Bundesvereinbarung weiterhin vollumfänglich 
erfüllen. 
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52 
Vergütungsfähige Leistung 

(1) Die vollstationäre Pflegeeinrichtungldie Einrichtung der Eingliederung'shilfe für Menschen 

mit Behinderungen führt eine qualifizierte Beratung zur gesundheitlichen 

Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase durch mit dem Ziel, den Bewohner im 

Sinne einer selbstbe5timmten Entscheidung über individuelle Behandlungs-, Versorgüng— 

und Pflegemaßnahmen zu unterstützen und diese zu ermöglichen. Versicherte einer ' 
prii'raten Kranker'wersicherung (PKV-Versicherte) sind von dieser Vereinbarung nicht 
erfasst und entsprechende Versorgungsplanungen können auch nicht zu Lasten der 

Gesetzlichen Krankenversicherung erbracht Weiden. 

(2) Bei Einrichtungen der Eingliederungshilf'e ist die doppelte Inanspruchnahme 

auszuschließen. Bei der Ermittlung der potenziell Leistungsberechtigten stellt der Träger 

sicher, dass Leistungsbe'rechtigte nur einmal berüt':ksichtigt werden. SbWeit 

Leistungsber'echtigte das Angebot in einer teilstationären Einrichtung, die nicht dem 

Wohnen dient, in Anspruch nehmen möchte, befragt die Einrichtung vor Beginn der 
Leistung den Leistungsberechtigten zu einem anderweitigen Angebot in seiner 
Wohneinrichtung. Wird ein solches anderweitige Angebot von dem Leistungsberechtigten 
bejaht, führt die Einrichtung, die nicht die Wohn'einrichtung ist, das Angebot in Bezug auf 
diesen Leistungsber‘echtigten "nicht durch und erhält'insoweit keine Vergütung. Dies hat 

die Einrichtung der Eingliederungshilfe bei Abschlüss der Vergütungsvereinba'rung mit 
Einreichung der Beitrittserklärung (Anlage B) dar2ulegen. 

53 

Bem>hnerpauschale 

Die Bewohnerpauschale ist in Anlage C geregelt. 

5 4  

Qualifikation der Berater 

(1) Die notwendige Weiterbildung der Berater ist in zwei Teile (vgl. 5 12 der 
Bundesvereinbarung) gegliedert. Mit erfolgreichem nachgewiesenem Abschluss von 
Teil 1 der Weiterbildung, ist die Einrichtung berechtigt, bereits die Pauschale monatlich 
abzurechnen. 
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(2) Die Einrichtung muss in der Regel innerhalb von 12 Monaten nach Abschluss des 1. 
Teils der Weiterbildung gegenüber der mitder Federführung beauftragten AOK- Nordost — 

Die Gesundheitskasse nachweisen. dass der Berater den Teil 2 der Weiterbildung 
abgeschlossen hat. Sofern der Nachweis nicht erfolgt, ist die Einrichtung nicht mehr 
berechtigt‚_ entsprechend 5 12 Absatz? der Bundesvereinbarung, Beratungsleistungen 

zu erbringen und abzurechnen. 

(3) Das Zertifikat über den Abschluss der Weiterbildung (Teil 2) ist an die rnit der 
Federführung beauftragte AOK Nordost — Die Gesundheitskasse spätestens 4 Wochen 
nach Abschluss “zu übersenden. 

55 
Leistungsnachweis 

(1) Die Einrichtung hat nach Abschluss des Beratungsprozesses nach 5 8 der 
Bundesvereinbarung an die Krankenkasse des LeiStungsberechtigten den in der Anlage 

C als Vordruck beigefügten Leistungsnachweis versichertenbezogen zu übermitteln. 

(2) Die Zahlung der monatlichen Bewohne'rpauschale nach 5 3 der“ 
Landesvergütuhgsvere'inbarung 'iSt unabhängig von den zu übermitteinden 
Leistungsnachweisen. 

5 6 
Mitwirkung an der Datenerhebung 

Aufgrund der Neueinführung der gesundheitlichen Versorgungsplanu'ng für die letzte 
Lebensphase wurde in der Bundesvere'inbarung für die Übergangszeit eine pauschale 
Vergütungssystematik vorgesehen. Zur Weiterentvriicklurig und Überprüfung der 
Vergütungssystematik haben sich deren Vereinbarungspartner auf eine parallele 

Datenerheburig bei den “teilnehmenden Einrichtungen durch ein externes Institut verständigt. 
Eine Teilnahme der Einrichtung an der Datenerhebung regelt 5 16 der Bundesvereinbarung. 
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5 7 
Abrechnung 

(1) Für die Abrechnung gilt 5 17 der Bundesvereinbarung. 

(2) Die Rechnungslegung erfolgt versichertenbezogen monatlich. Sie ist bei den von den 

Krankenkassen benannten Daten- und Papierannahmestellen einzureichen. Die 
Krankenkassen sind zur Rechnungsbegleichung nur verpflichtet, sofern eine 

versicher'ungs-, leist'ungs- und vertragsrechtliche Anspr'uchsberechtigung gegeben ist. 

Unabhängig davon ist jede Krankenkasse berechtigt, ein vereinfachtes 

Abrechnungsver—‘fahren und die damit im Zusammenhang stehenden Modalitäten nach 
Vorheriger gemeinsamer Abstimmung mit der Einrichtung gesondert zu “vereinbaren. 

(3) Ab 01 .012020 soll die Abrechnung maschinell erfolgen; Davon abweichende 

Übergangsregelungen sind längstens bis 31 .12‚2021 möglich.. Bis zur Einführung des 

maschinellen Datenträgeraustausches (DTA) gilt die Papierrechnung. Die Rechnung 
muss dabei folgende Mindestanga‘ben enthalten:. 

. Krankenversichertennummer, Name. Vomame, Geburtsdatum des Versicherten, 

. Rechnungsnummer 

- Leistungsart (Abrechnung gemäß @ 132g‘SGB V) 
. Abrechnungspositionsnummer. (soweit mitgeteilt) 

. Abrechnungscode ACIT K (soweit mitgeteilt) 
' °'Rechnungsdatum 
. Abrechnungsmonat 

. Rechnungsbetrag 

. Institutionskennzeichen der Einrichtung 

(4) Überträgt der Träger die Abrechnimg einer Abrechnungestelle, so hat er die 
Krankenkassen unVerzüglich schriftlich zu informieren. Es sind der Beginn und das Ende. 

der Abrechnung sowie der Name, das Institutionskennzeichen und die Bankverbindung 
der beauftragten Abrechnungssteil'e mitzuteilen. Außerdem ist eine Erklärung des 

Trägers beizufügen‚ dass die Zahlungen an die beauftragte: Abrechnungsstelle mit 
schu_idbefreiender Wirkung erfolgen. Der Träger ist verpflichtet, selbst dafür zu sorgen. 
dass mit dem den Krankenkassen mitgeteilten Ende der Abrechnung keine diesen 
Zeitpunkt überschreitende Inkasso-Vollmacht oder Abtretungserklärung mehr besteht. 
Das Ende derAbrechnung ist den Krankenkassen schriftlich durch die Abrechnungsstelle 
oder den sonstigen Forderungsinhaber zu bestätigen. 
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(5) Sofem-die Rechnungslegung einer Abrechnungsstelle übertragen werden soll, ist der 

Auftragnehmer unter besonderer Berücksichtigung der Eignung der 

datenschut2rechtlichen Geeignetheit sowie der Von ihm getroffehe'n technischen und 

organisatorischen Maßnahmen zum Datenschutz und zur Datensicherheit durch den 

Träger auszuwählen. 

(6) Wenn die Leistungsberechtigte/der Leistungsberechtigte nur füreinen Teil des Monats in 
der Einrichtung ist (2.8. Einzug, Umzug. versterben), wird die voile Bewohnerpauschale 
diesen Monat gezahlt. 

(T) Bei'einem Wechsel der Einrichtung im Laufe des. Monats kann „nur die Einrichtung, die 
die Leistungsbérechtigtelder Leistungsber'echtigte Verlä93t. die Bewohnerpauschale für 
die Leistungsberechtigte/der Leistungsbereohtigte für den laufenden Monat abrechnen. 

(8) Die Bezahlung der Rechnung erfolgt innerhalb von 21 Kalend'ertagen nach Eingang der 

vollständigen Rechnungsunterlagen bei der zuständigen Krankenkasse oder der von ihr 

benannten Abrechndngssteile. Abweichend von Satz 1 können individuelle Regelungen 
zur Abrechnung zwischen den Krankenkassen und dem Träger der Pflegeeinrichtung 
getroffen werden. 

98 
Folge'von Vertragsverstöße'n 

(1 ) Verstößt der Träger der Einrichtung gegen die Bundesvereinbarung oder diese 
Vergütungevereinbar'üng, können die Landesverbände-der Krankenkassen und die 

Ersatzkassen gemeinsam nach Anhörung des Trägers gemäß 5 24 SGB X geeignete 

Maßnahmen erlassen und teilen diese dem Trägerder'läinrichtung schriftlich mit. 

Ungeachtet dessen ist die Vertragsverletzung unverzüglich abzustellen. Bei“ schweren 
Vertragsirerstößen sind die Landesverbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen 
zur außerordentlichen fristlosen Kündigung berechtigt.?Weitergehende Ansprüche (2. B. 

Schadensersatz) bleiben davon unberührt. 

(2) Die Krankenkaeeensihd berechtigt, überzahlte Beträge zurückzuforderh. 
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Q 9 

Inkrafttreten, Kündigung 

_(1) Die Vergütungsvereinbarting tritt. am 01. Januar 2020 in Kraft. 

(2) Sie kann von jedem'Vereinbarungspartner mit einer Frist von drei Monaten zum 
Quartalsende. frühestens zum 31.12.2020 gekündigt „werden. Die Kündigung bedarf der 
Schriflf0nn. Bis zum Inkrafttreten einer Folgevereinbarung gilt die.hier vereinbarte 
Vergütuhgsver'einbarung weiter. 

(3) Die Laufzeit der- Bewohnerpauschale gemäß 9 3 ist in Anlage C gesondert geregelt Die 

Anlage C kann unabhängig von dieser Vergütungsvereinbarung gekündigt werden. Die 
Kündigüngsffist richtet sich nach Abs. 2. Bis zum Inkrafttreten einer neuen Anlage C gilt 

diese weiter. Unbenommen besteht das Recht der Vereinbarungepartner, die 

Vergütungsvereinbarung einvernehmlich zu ändern. 

(4) Das Recht zur außerordentlichen und fristlosen Kündigdng dieser Vergütmgsvereinbarung 
ans wichtigem Grund bleibt davon unberührt. 

5 10 
Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne-Bestimmungen dieser Vergütungsvereinbarung nichtig sein oder durch 
gesetzliche Neuregelungen ganz oder teilweise unwirksam werden, sowird hierdurch die 
Wirksamkeit dieser Vergütungsvereinbarung im Übrigen nicht berührt. Tritt ein solcher Fall 
ein, verständigen sich die Vereinbarungspartner unverzüglich über notwendige 
Neuregelungen. Änderungen und Ergänzungen der Vergütungsvereinbarung bedürfen der 
Schriftform. Die vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für den Fall, dass sich die 
VergütungsVereinbarung als lückenhaftenrrei’st. 

Anlagen 
Anlage A Bundesvereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 SGB V einschließlich Anlage 1 (Antrag) 

und Anlage2 (Leistungsnachweis) 
Anlage B: Leistungsnachweis (elektronisch ausfüllbar; identisch Anlage A) 

Anlage C: Bewohnerpauschale gemäß @ 3 dieser Vergütungspaus'chale 
Anlage D: Beitrittserklärung 
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Teltow den 06.12.2019 

/774'/ je./4 
VAOK Nordbst— Die Ö"esundhéilskasse 

///V7 
Verban er E kassen e. V. (vdek) 

Der Leiter der v k-La esvertretung Berlin/Brandenburg 

BKK Landesverband Mitte 
Reglonaivertretung Berlin und Brandenburg 

IKK Brandenburg und Berlin 

KNAPPSCHAFT, Regionaldirektion Cottbus 

SVLFG als Landwirtschaftlicho Krankenkasse 
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3 %  
Arbeiterwohlfahrt, Landesverband Brandenburg e. V. 

/A/ß/»@A @ @ .  
Caritasverband 7ür das Erzbistum Berlin e. V. 

/ ( / / L Ä  
aritasverba’nd der Diözése Görlitz e. V. 

/ /4/ 
Der Paritätische, hei1de erband Brandenburg 9. V. 

Deutsches Rotes Kreusandesfiband Brandenburg e. V. 

/! 
{ & „Q 5 %  

D(akonisches Werk 
Berlin-Brandenburgschlesische Oberlausitz e. V. 
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U & &  
Bundesverband Privater Anbieter sozialer Dienste e. V., 

Landesgruppe Brandenburg 

/. /.%1 
Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB) 

MM» \/ 
B.A.H., Bundesarbeitsgemeinschaft Hauskrankdnpflege e. V. 

Landesverband Brandenburg 
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Anlage A zur Vergütungsvereinbarung für Leistungen der gesundheitlichen 
Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase nach & i'329 Abs. 3 SGB V.im Land 
Brandenburg 

Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 SGB-V 
über Inhalte und Anforderungen 

der gesundheitlichen Versorgungsplanung 
für die letzte Lebensphase 

vom 13.12.2017 

zwischen 

dem GKV—Spitzenverband‘, Berlin 

und 

— der Arbeiterwohifahrt Bundesverband“ e. V.,“Berlin 

—- der Arb'eltsgemeinschaft Pr'ivaer Heime; und Ambulanter Dienste: Bundesverband e. V., Hannover 

- dem Bundesverband Ambulahter‘ Dienste und Stat'lohärer Einrichtungen e. V., Essen 

— dem Bundesverband anthroposophlsches Sozialwesen e. V.. Echzell 

— dem Bundesverband der kommunalen Senioren- und Behinderteneinrichtungen e. V., Köln 

- dem Bundesverband evangelis'che Behindertenhllfe e. V., Berlin 

- dem Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e. V.. Berlin 

- der Caritas Behindertenhillie und Psychiatrie e. V.. Freiburglßerlin 

- dem Deutschen C'aritasv'erband e V.. Freiburg im Breisgau 

— der Diakonie Deutschland — Evangelischer Bundesverband e. V., Berlin 

-— dem DRK e. V. - Generalsek'retariät, Berlln 

- dem Deutschen Parltätischen Wohlfahrtsverband -— Gesamtverband e. V., 

—- dem Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V.. Essen 

- der Zentralwohlfahrtsstelle derjuden in Deutschland e. V., Frankfurt am Main 

‘ Der GKV-Spltzenverband ist der Spltzenverband Bund der Krankenkassen gemäß 5 21‘7a SGB V. 
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Präambel 
Zunehrhendes Lebensalter oder chronisch fortschreitende Erkrankungen m'achen eine'intensi- 

ve Auseinandersetzung mit Fragen der physischen. psychischen. sozialen und religiösen bzw. 
spirituellen Unterstützungxsdwitg _mit'Fra'gen zu pflegerischen Maßnahmen. und medizinischen 
Behandlungen in Vorbereitung auf die letzte Lebensphase erforderlich. 

Die gesundheitliche Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase im Sinne des 51329 
SGB V“ orientiert sich am biog'rafls'ch'en bzw. lebensweltllchen Hintergrund der Leistungsbe- 
rechtigtenldes Leistungsberechtlgten. Ser-Wille der Leistungsberechti9tenides Leistungsbe— 
rechtigten ist zu respektieren und daher handlungsieitiend. 

inhalt der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase ist ein individu— 
elles, auf die Situation der Leistungsberechtig'tehjdes Leistungsberechtigten zugeschnittene; 
Beratungsangebot zur medizinisch»pflegerischen. psychosozialen und/oder seelsorgerllchen 
Versorgung in der letzten Lebensphase. Sie soll der Leistungsberechtigten/deh1 Leistumgsbe- 
rechtigten ermöglichen. selbstbestirnmt über Behandlungs—. Versorg'ungs- und Pflegemaß— 
nahmen entscheiden zu können und damit als Grundlage für eine Behandltmg und V'ersora 
gung am Lebensende dienen, die den geäußerten verstellungen der Leistungsberechtig— 
t'enldes Leistungsberechtigten entspricht. 

Die Etablierung der gesundheitlichen Versorgungsplanung für'die letzte Lebensphase in voll—- 

stationären Pflegeeinrichtungen sowie Einrichtungen der Eingliederungshilfe setzt einen Or— 
ganisationsentwicklung5prozess in den Einrichtungen v0raus. Hierbei geht es um die Einbin- 

dung der gesundheitlichen Versorguwsplanung für die letzte Lebensphase in die Strukturen 
und Prozesse der Einrichtung. ' 

Die gesundheitliche Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase nach 5 1329 SGB V in 
stationären Pfiegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliiederungshilfe lehnt sich an das 

internationale'l(onzept des „Advance Care Planning" (AC?) an. 

Es liegen — mit Ausnahme von einigen Projekten » in Deutschland keine Erfahrungen mit der 
gesundheitlichen Versorgungsplanung für die:letzte Lebensphase vor. Aufgrund der Neuein— 
führung dieser Leistung fehlen Erfahrun9_sWerte‚ insbesondere mit Blick auf die lnanspruch— 
nahme, die Anzahl der durchgeführten Beratungen je Beratungsprozess sowie die Dauer der 
Gesprächeje Beratungsprozess. Deshalb erfolgt in einer Überga'ngszeit eine Datenerhebung 
in den vollstationären Pflegeeinrichtungen gemäß 5 43 SGB'X! sowie in den Einrichtungen der 
Eingliederu'ngshilfe gemäß 5 75 SGB >”(il. um auf “dieser Grundlage die vereinbarte Vergü— 
tungssystemat'ik zu überprüfen und weiterzdentwickeln. 
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5 1 Gegenstand der Vereinbarung 
(") 

(2) 

(3). 

(4) 

(5) 

Der GKV—Spitzenverban'd vereinbart mit den Vereinigungen der Träger vollstationärer Pflege- 
einrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinde'rüng auf 
Bundesebene das Nähere über“ die.-:lnhalte und Anforderungen der gesundheitlichen. Versor— 
rgungsplanung für die letzte Lebensphase nach 5 1329 Abs. 3 Satz 1 SGB V. Die Vereinbarung 
regelt die Zielsetzung der Leistung, den an$prhchsberechtigten Personenkreis, die Qualifika— 
tion der Beraterin bzw. des B'eraterslder Gesprächsbegleitefln bzw. des Gesprächsbegleiters 
(nachfolgend Beraterin/Berater genannt) sowie die Anforderungen. die 0rganisatiün, Doku- 
mentatlon und die Finanzierung der ‚gesundheitlichen Versorgühgsrilanung für die ietzté Le- 
bensphase für Versicherte der Gesetzlichen Krankenversicher‘ung in stationären Pflegeinrich- 
tungen nach 5 43 SGB XI und in Einrichtungen der Eingliederungs'hilfe für Menschen mit Be- 
hinderung nach 5 75 Abs. 1 Satz 1 SGB Xll. Nicht einbezogen sind teilstationäre Pflegeeinrlch-. 
tungen, Einrichtungen der Kurzzeitpflege und-stationäre Hosplze, 

Zugelassene vollstat'ionäre Pflegeeinrichtungen im Sinne des 5 43 SGB Xi und Einrichtungen 
der Eingliederungshllf'e für Menschen mit Behinderung nach 5 7S'Abs. 1 Satz 1 SGB Xi! kön— 
nen den Versicherten In den Jeweiligen Einrichtungen eine gesundheitliche Versorgungsple't- 
nung für die letzte Lebensphase anbieten. Nachfolgend wird von Einrichtungen gesprochen. 

Bei Einrichtungen der Elngliedetungshilfe handelt es sich um Einrichtungen, mit denen Ver- 
einbarungen nach & 75 SGB XII geschlossen werden sind. Die doppelte Inanspruchnahme ist 
auszuschließen.. Bei der Ermittlung der potenziell Leistungsberechtigten sowie bei der Kalku- 
lation der VergüttJng ist sicherzustellen, dass die Leistungsberech't'igte'lder Leistungsberech- 
tigte nur einmal berücksichtigt wird. Soweit eine Leistungsberechtigtelein Leistungsberech— 
tigter das Angebot in einer teilstationären Einrichtung. die nicht dem Wohnen dient, in An— 
spruch nehmen möchte, befragt die Einrichtung vor Beginn der Leistung die Leistungsberech- 
tigtelden Leistungsberechtigten zu einem anderweitigen Angebot in ihrer/seiner Wohnein— 
richtung. Wird ein solches anderweitiges Angebot Von der Leistungsberechtigtenf-dern Leis- 
tungsberechtigten-belebt, führt die Einrichtung. die nicht dieWohneinrichtung ist, das Ange- 
bot in Bezug auf diese Leistungsberechtlgte/cliesen Leistungsbérechtigten nicht durch .und 
erhält insoweit keine Vergütung. Dies ist bei der Vergütungsvereinbarung darzulegen. 

Ziel der Vereinbarung ist es, für die. Leistungsberechtigten eine qualifizierte gesundheitliche 
Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase verfügbar zu machen, die den Bedürfnissen 
und individuellen Wünschen der Bewohnerinnen und Bewohner in den vollstattionären Pflege- 
einrichtungen sowie den Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen der Eingliederung-s— 
hilfe (Leistungsberechtigte) nach Verlässlichkeit und Selbstbestimmung gerecht.wird. 

Unter den gesetzlichen und den in dieser Vereinbarung genannten Voraussetzungen werden 
die Leistungen der gesundheitlichen Versorgun95planung für die letzte Lebensphase von der 
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Gese'tz'li'chen Krankenversicherung getragen-. Unter Beachtimg dieser Vereinbarung blelbt die 
konkrete Organisation des 'Beratungsangebotes den Einrichtungen überlassen. 

(6) 'Der Kassenärztlichen Bündesvereini_gung‚ der Deutschen Krankenhausgesellschaft, den für die 
Wahrnehmung der Interessen der Hospizdiehs'te und stationären Hospize maßgeblichen Spit- 
zenorganisation'en, den Verbänden der Pflegeberufe auf Bundesebene. den maßgeblichen Or- 
ganisationen für die Wahrnehmung der Interessen und der Selbsthilfe der pflegebedürftlgen 
und behinderten Menschen. dem Medizinischenüienst des Spitzenverbandes Bund der Kran-— 
kenka'ssen, dem Verband der Privaten Krankenversicherung e. V„ der Bundes_etrbeitsgeinein— 
schaft der überörtliche'n Träger der Sozialhilfe sowie der Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände Ist Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben Wurden. Darüber hinaus ist der 
Bunde5ärztekammer Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Die Hinweise aus den 
Stellungnahmen sind in die Vereinbarung eingeflossen. 

& 2 Zielsetzung der Leistung 
( l l  Im Rahmen der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase soll den 

Leistungsberechtigten bezogen auf ihre indiViduelle'5ituat'ion ermöglicht werden, Vorstellun— 
gen über medizlnisch-pflegerische Abläufe", das Ausmaß] die Intensität. Möglichkeiten und 
Grenzen medizinischer interventionen sowie pallia'tiv—meclizi'nischer “und palliativ- 
pflegerlscher Maßnahmen In der letzten Lebensphase zu entwickeln und mitzuteilen. Die ge“ 
dankllche und emotionale. Anselnariderset2ung der Leistungsberecht'lgtenldes Leistungstre- 
rech_tigten und ihres/seines l3eVoIlmächtigten2 sowie - auf Wunsch der/des Leistun'gsbere'ch- 
tigten — der An— und Zug'ehörigen mit möglichen' Komplikationen, Verläufen. Prognosen sowie 
Veränderungen des gesundheitlichen Zustands sowie auf mögliche Notfatllsituat'iohen kann 
dazu dienen. besservorbereitet zu sein, die Krankheitssituation besser anzunehmen. ein Ge— 
fühl der Selbstwlr'ksamkeit zu bewahren und damit Autonomie und Lebensqualität zu fördern-. 
Außerdem sollen Hilfen und Angebote der Sterbebegleitung sowie zur möglichen psychosozi- 
alen Versorgung im Rahmen der gesundheitlichen Versorgungspianung für die letzte. Lebens- 

ä phase aufgezeigt Werden. Zielsetzung der gesundheitlichen Versorguhgsblanung für die letz- 
} te Lebensphase ist die Ermöglichung und Unterstützung einer selbstbestimmten Entscheidung 

“über Behandiun‘gs—. Versorgungs— und Pflegemaßnahmen. Damit soll die gesundheitliche 
Versorgungsplanung zur Verbesserung des Prozesses des Zustandekommens von Behand— 
lungs- und Betreuungswlinschgan beitragen und als Grundlage für eine Behandlung und Ver— 
sorgung am Lebensende dienen. die den geäußertm Vorstellungen und Wünschen der Leis- 
tungsberechtigtenldes Leistungsberechtigten entspricht. 

! 

l ! 

(2) Der Wille der Leistasberechtigten/desLei5tung'sberechtigten ist zu ermitteln und dieser im 
Rahmen einer Vérsnrgungsnlanung zu dokumentieren (vgl. 5 9 ) .  Durch die Dokumentation 

2 Im Rahmen dieser Rnhmenvereln'barung wird der Begriff „Eevolln'nichtigte!Bevollmächtigter“ verwendet für die gesetzliche Vertreterin/den 
gesetzlichen Vertreter, die rechtliche Bet'reuerin!den rechtlichen Betreuer sowie Bevollmächtigte. 
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soll insbesondere ein recht-sicherer Umgang der Einrichtungen sowie der unmittelbar an der 
Versorgung Beteiligten mit. dem geäußertem Willen ermöglicht werden. Dadurch sollen die 
Wünsche der Leistungsberechtigten[des Leistungsberechtigten bezogen auf medizinisch- 
pflegerische Behandlungsabläüi'e und. die._ßetreuung beachtet werden, selbst Wenn die Leis— 
tuflgsberechtlgtejder Leistungsberechtigte zum Zeitpunkt der Entscheidung über Behandlun— 
gen. nichtmehr zu einer Äußerung des natürlichen Willens fähig ist. Ergebnis des Beratungs- 
prozesses kann eine schriftliche ißlillens't'tußerung3 sein, die bei .einWilligungsfähigen Leis- 
tungsberechtlgten auch in Form einer (ggf. aktualisierten) Pati’entenarfügung abgegeben 
werden kann; dies. ist-“jedoch, nicht zwingend. 

5 .3 Anspruchsb'erechti'gte Versicherte (Zielgruppe) 
( i )  Die Einrichtungen können den Versicherten der Gesetzlichen Krankenversicheru‘ng eine ge- 

sundheitliche Ver50rgungsplanUng für die letzte Lebensphase gemäß 5 1329 SGB V im Sinne 
dieser Vereinbarung-anbieten. 

(2) Versicherte einer privaten Krankenversicherung (PKV—Versicherte) sind von dieser Vereinba- 
rung nicht erfasst und entsprechende‘Vorsorgeplanungen können auch nicht zu Lasten der 
Gesetzlichen Krankenversicherung erbracht werden. SoWeit_ PKV—Versicherte eine gesundheit- 
liche Versorgungsplanung im Sinne dieser Vereinbarung wünschen, sollte die Einrichtung da— 
rauf hinweisen. dass die Frage der Kostenerstattung im Vorfeld mit den zuständigen Kosten- 
tr-ägern--(Versicherungsuriternehmen, Beihilfe) gekiärtwerden sollte. 

_(3) Bietet die Einrichtung die. gesundheitliche Versorgungsplanung. für die letzte Lebensphase 
nach dieser Vereinbarung an. besteht ein Anspruch der Leistungsberechtigtén im Sinne dieser 
Vereinbarung. dieses Angebot in Anspruch nehmen zu können. Das Angebot..der gesundheit— 
lichen Versorgungsplanung richtet sich grundsätzlich an alle Leistungsberechtigten der-Ein— 
richtung und wird jedem unterbreitet. 

(4) Die Inanspruchnahme der gesundheitlichen Versorgungsplanung für“ die letzte Lebensphase 
ist fiir die Leistung'sberechtigten freiWillig. 

5 4 inhalt der Leistung 
Inhalte der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase sind: 

1. Beratung der Leistungsberechtigten]des Leistungsherechtigten (Beratungsprozessl'. 
vgl. 5 5 

2. interne Vernetzung. vgl. 5 10 

3 Mllunsäuilerung im"$lnne dieseri/erelnfinrung ist s'owehl ein verbaler oder non-verbni'er. unmlssverständiicher Ausdruck des natürlichen 
Willens einer nicht—einwililgungsfähigen Person als auch der Ausdruck des,_Willen$ einer eimvilligungsi'dhigen Person Im Rahmen des Be- 
rniungsprozesses, 
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"3. Externe Vernetzung, vgl. 5 ii 

5 5 Beratung der Leistungsberechtigten[des Leistungsberechtlgten 
(U 

(2) 

(3) 

(4) 

Der versiche'rtenbezogene Beratungsprozess umfasst unterschiedliche Inhalte. die. je nach 
Bedarf der Lei$tungsberechtigten{des Leistung-'».‚berechtigten zum Tragen kommen. Hierzu 
gehören: 
— Beratungsgespräche 
— Fallbesprechungen 
- Dokumentation des Bératungsprozesses -einschlleßiiizh der Willensäußerungen 
Der Wille der Leistung_sberechtigten[des Leistungsberechtigten ist zu respektieren“ und daher 
für die Beraterin/den BeraterhandIUngsleiten'd. 

Be'ratungsgespr'äche 
Die Beratung zur gesundheitlichen Versorgungspianung- für die letzte Lebensphase ist ein 

qualifizierter Gespfächsflozess zwischen der Lei'stungsberechtigtenIdem Leistungsberechtig- 
ten und der Beraterin/dem Berater. Sofern eine gesetzliche Vertreterin/ein gesetzlicher Ver— 
treter vorhanden ist oder eine rechtliche Betreuerinlein rechtlicher Betreuer für“ den Aufga- 
benkreis der Gesundheitsfürsorge bestellt ist, ist diese/dieser in den Gesprächsprozess ein— 
zubeziehen. Auf Wunsch oder mit Zustimmung der Leistungsberechtlgteni-des Leistungsbe- 
rechtigten können auch An— und Zugehörige und andere relevante Personen an den Gesprä* 

chen beteiligte werden oder zwischen der Beraterin/dem Berater und den vorgenannten Per- 
sonen geführt werden; diese können sowohl persönlich als auch fernmündlich oder in ande— 
ren geeigneten Formen erfolgen. im ersten Kontakt der Beraterin/des Beraters mit der Leis- 
tungsberechtigten/dem Leistungsberechtigten und/oder der Bevollmächtigten/dem Bevoll- 
mächtigten erfolgt eine Verständigung und Erörterung zur Zielsetzung und Zum Prozess der 
gesundheitliéhen Versürgungspianung für die letzte Lebensphase. 

Die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung in Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
ist mehrheitlich dadurch gekennzeichnet. dass sie häufig im frühen Lebe'nsalter die Angebote 
der Eingliederungshili‘e in Anspruch nehmen. Aufgrund der Lebenssituation müssen die. In— 
formations— und/oder Beratungsintervalle zeitlich auf die Bedürfnisse der Leistungsberechtig- 
tenldes Leistungsberechtigten zugeschnitten sein und die jeweiligen behinderm;;sSpezlfi- 
schen Mehraufwandungen berücksichtigen. 

Die Lei5tungsberechtigt'e/der Leistungsberechtigte erhält die Möglichkeit. mit der Berate— 
rin/dem Berater ihre/seine Werte, Grundhaltungen und Ziele sowie eine zu ihr/ihm passe‘nde 

Versorgung und Behandlung am Lebensende zu reflektieren. Verschiedene Aspekte wie z. B. 

die Einstellung zum Leben. mögliche Belastungen, die. pflegerische Unterstützung sowie Ver- 
sorgungswünsche können Bestandteil der B'eratungsge5pr'a'ichie zur gesundheitlichen Versor— 
g_ungsplanung für die letzte Lebensphase sein. Hierzu gehören insbesondere: 
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— Klärung von Wünschen und Vorstellungen. der Leistun9$bere'chtigte'n/des Leistungsbe— 
rechtigt'en zu relevanten“ Situationen. die am Lebensende eintreten könnten (2. 8. Be- 
wusstlosigkelt‚- Atemnot. Herzstillstand, anhaltender Zustand der fehlenden Fähigkeit zur 
Äußerung des natürlichen Willens). 

- Besorechung möglicher medizinisch—pflegerischer Abläufe sowie Thematisierung v'on 
Notfallszenarien und Besprechung möglicher Notfällmaßnahmje‘n. 

- Darstellung der Möglichkeiten der palliativen Versorgung und Sterbebegleitung. informa— 
tionen zu bestehenderi Kooperationspartneri1 der Einrichtung, die 2.8. durch regionale 
Hospiz— und Palliatiwersorgu'ng sowie durch Seelsorge-, psychosoziale Begleitung und 
medizinisch-pflegerische Versorgüng Zur Verfügung stehen. Konkretisierung pfleg'erl— 
sch"er‚ psychosozialer, spiritueller und medizinsi'cher Wünsche der Lei'stungsberechtig— 
ten/des Leistunnerechtigten. 

(S) Die Leistungsberechtigteid_er Leistungsberechtlgt'esoll indie Lage versetzt—werden, ihre/seine 
individuellen Versorgungs— und Behandlungspräferenzen für das Lebensende zu entwickeln 
bzw. wéi_ter'zuentwickelh. Bestandteil der Beratungsgespräche soll auch das Angebot zur Auf— 
klärung über bestehende rechtliche Vorsorgeinstrumente (insbesondere Pat'ientenverfügung. 
Vorsage‘zollmacht- ujnd- Betreuung:»voilnäaeht) bzw. die. Möglighkeit ihrerAktuaiisierung sein. 

(6) Solange die Leistungsberedhtlgte/det Leistungsberecht'igte sich selbst“ äußern kann - auch 
nomierbai - steht im Beratungsprozess ihr“els_eine Wiilens.ätlllerung vor allen anderen ErWä- 
gungen. Dabei ist mit besonderer Sorgfalt der lnhalt'einer solchen Äußerung festzustellen - 
insbesondere da Gegenstand der Ermittlung zukünftige Handlungen und Versorgungsforme'n 
sind. 

(7) insbesondere bei der Begleitung von _Lelstungsberechtig'ten mit einem hohen Unte'rs-tützungs— 
bedarf (z.B. bei Schwerstmehrfachbehlnderungen oder kognitiven Einschränkungen) können 
Situationen auftreten, in denen vertrauenspe'rsonen'i die Leistungsbetechtigte'n im Sinne as- 
Sistlerter Auto'nomle- bei ihren Entscheidungen unterstützen. Dabei ist der natürliche bzw. 
mutmaßliche" Wille der Leistungsberechtigten/des LEIStu'ngsberechtigten‚ dielder sich bei— 
spielsweise verbal nicht (mehr) äußern kann. über Beobachtungen und Erfahrungen zu identi— 
fizie'reri. 

(8) Ein Bestandteil des Beratungs;gespräches .lst die Klärung der Notwendigkeit einer Fallbespre- 
chung (vgl. 5 8 Abs. 8 Satz 3). 

(9) Fallbesprechungen 
Im Rahmen von Fallbesprechungen soll auf der Grundlage der individuellen Bedürfnisse auf 
medizinisch—pflegerische Abläufe mit Blick 'auf die letzte Lebensphase und während des Ster— 

‘ Dies schließt auch Mitarbeiterinnen und-Mitarbeiter der Einrichtung ein“. 
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beprozesses eingegangen.- mögliche gesundheitliche Krisen- und Notfalls'ituationen erörtert 
und gemeinsam geeignete" Maßnahmen der palliativ-medizinischen, palliativ-pflegerischefi 
urid psychosozialen Versorgung dargestellt und vorbereitet werden. .In die Fallbesprechung 
sind die Leistungsberechti9te/der Leistungsberechtigte. die Beraterin/der Berater und die be- 
handeinde Är2tin/de'r behandelnde Arzt (Hausarzt, SAW—Arzt oder sonstige Vertragsärzte) 
einzubeziehen. Sofern eine gesetzliche 'Vertret'eriniein gesetzlicher Vertreter vorhanden ist 
oder eine rechtliche Betreuerin/ein rechtlicher Betreuer für den Aufgabenkreis der Ge5'Und-. 
heltsfürsorge bestellt Ist, in diese/dieser in den Gesprächsprozess einzubeziehen. Auf 
Wunsch oder mit Zustimmung können auch Angehörige. ggf. Betreuer oder Bevollmächtigte 
oder andere 'Vertrauenspersonen beteiligt werden. 

0 Q)Dokumentation des Beratu,ngsptozessräs einschließlich der Willensäußarungtan‘ 
Der Beratungsprozess einschließlich der Willensäußerungen ist nach 5 9 zu dokumentieren. 
Die für die Abrechnung der Leistungen notwendigen Daten sind entsprechend 5-9 Abs. 1 
Satz 2- i. V. m. 5 17.Abs. 6 zu dokumentieren. 

5 6 Barrierefreie Ausgestaltung der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

Leben'sphase 
Die gesundheitliche Versorgungsplanung muss den individuellen Bedarfen einer barrierefreien 
Kommu'nikation Rechnung tragen. 

Vor einem Beratüngsprozess sind die behinderungsspezifischen Bedarfe für barrierefreie 
Kommunikation individuell und in Bezug auf die medizinisch-pflegerischen Themen der ge— 
sundheitlichen'Versor-gungsplanung zu identifizieren. Sie unterscheiden sich von den übrigen 
barrierefreien Assistenzleistungen “der Eingliederungshiife. insbesondere bei der Begleitung 
von Leistungsbeteizhtigten mit Schwerstmehrfachbehinderungen oder kognitiven Einschrän— 
kungen können Übersetzungsleistungen durch Ve_rtrauenspersonen der Leistungsberechtig- 
ten/des Leistungsberechtigten erforderlich sein. Bei Leistungsbe‘rechtigten. die sichverbal 
nichtäußernkönnen, istihr Wille. über Beobachtungen und Erfahrungen zu ermitteln. 

Die Heterogenltät des Personenkreises erfordert ein Spektrum unterschiedlieher barrieref'reier 
'Kommunikationsformen. Barrierefreie Kommunikation umfasst den Einsatz von „leichter Spra— 
che“, Gebärden. unterstützter Kommunikation. "grafischen Symbolen oder anderen Hilfsmit— 
teln. 

Weiterhin sind die Ergebnisse des Beratungsmpze'sses für den jeweiligen Leistung_sberechtig— 
ten barrierefrei zu dokumentieren. 
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5 7 Organisation der gesundheitlichen Vetsorgungsplanung für die letzte Lebensphase 
(l) 

(2) 

Sofern die Einrichtung Leistungen nach 5 “1329 SGB V:anbietet‚ ist diese Leistung Im Sinne der 
Zielsetzung der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase nach 5 2 in 
die Gesamtstruktur und konzeptionelle Ausrichtung der Einrichtung einzubinden. Die ge- 
sundheitliche Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase ist auch ein Bestandteil zur 
(Weiter-)Entwicklung der Hospiz- und Palliativlcultur innerhaib der Einrichtungen. 

Der Träger der Einrichtüng' ist verantwortlich dafür. dass-die Beratung zur gesundheitlichen 
Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase gemäß der gesetzlichen Regeiung und der 
Ausgestaltung durch diese Vereinbarung durchgeführt wird. Dies ist: unabhängig von der Or— 
ganisation der gesundheitlichen Versorgungsplamlng-. Zur Sicherstellung der gesundheitli- 
chen Versorgungspianung sind folgende Varianten mögiicht 

a) Durchführung durch-das qualifizierte eigene Personal der Einrichtuing. 
b) Dur'chführung durch das qualifizierte Personal des Einrichtungsträgers Im Rahmen von 

Kooperationen mehrerer-voilstatlonärer Pfiegeeinrlchtungen und/oder Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung: dies- lst auch trägerübergreife'nd 
möglich. Dazu sind vertragliche Vereinbarungen zwischen den Jeweilig'en Trägern zu 
schließen. 

c) Durchführung in Kooperation mit externen regionalen Anbieterri. Dazu sind vertragliche 
Vereinbarungen zwischen den ]eweiligen Trägern zu schließen. 

5 8 Durchführung des Beratungsnrozesses 
ü“) 

(2) 

(3) 

Die Organisations— und Durchführungsverantwortung für den Beratungsprozess der gesund— 
heitlichen Ve'rsotgung‘spianung für die letzte Lebensphase obliegt der Beraterin/dem Berater 
im Rahmen ihrer/seiner Zuständigkeit. 

Die Leistungsberechti9ten erhalten durch die Einrichtung strukturiert allgemeine Informatio— 
nen darüber, dass eine gesundheitliche Versorgungspianung für "die letzte Lebensphase an— 

geboten wird. Dabei wird auf die Zielsetzung und den Inhalt der Versotgungsplanung hinge— 
wiesen. 

Die Inanspruchnahme der Vers'or'gungspianung ist freiwillig. Jeder Leistungsberechtig- 

ten/jedem Leistungsberechtigten wird ein Gespräch mit der Beraterinldem Berater zur ge- 

sundheitlichen Vefsorgun'gsplanung für die letzte Lebensphase angeboten. Wird das erstmaii- 
ge Gesprächsangébcitvon der Leistungsberechtigten/dem Leistungsbetechtigten abgelehnt. 
besteht auch zu einem “späteren Zeitpunkt die Möglichkeit der.inanspruchnahme. 
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.(4) Das Gesprächsang'ebot ist einrichtungsspezifisch nach einer individuellen Eingewöhnungszeit 
zu unterbreiten‘. Bei den -Einrichtungen der Einglied'erungshllfe ist der Zeitpunkt für die An- 
ge_botsunterbreitung individuell abhängig, von der Versorgungs— und Lebenssituation der 
Leistungsberechtigten/des Leistungsberechtigten zu planen. 

(5) Eier Beratungsprozess findet situations- und bedarfsgerecht in einem oder in mehreren. auf- 
einander aufbauenden Berätung'sgesprächien) und ggf. einer oder mehreren Fallbespre— 
chung(en) statt und kann multiprofessionell aufgestellt sein. Die Leistun'g$berechtigteider 
Leistungsberechtigte kann den Beratungsorozess jederzeit beenden. 

[„6) Die individuellen Vorstellungen und Behandlungswünsch‘e können sich verändern. Die ge- 
sundheitliche Versorgüngsplanuhg kann daher bei Bedarf, wenn eine.Änderung der Lebens- 
und Versorgungssituation eintritt oder auf Wunsch der Leistungsberechtigten/des Leistungs- 
b_erechtigten‚. mehrfach in Anspruch genommen werden.. 

(7) im Falle nicht—einWilli9ungs_fähiger Personen wird die Bevollmächtigtelder Bevollmächtigte 
vorab über den Beratungsprozess informiert und sieler wird in den Gesprächsprozess einbe— 
Zoge'n.: Zur Ermittlung des natürlichen bzw.. mutmaßlichen Willens können auch weitere nahe- 
steheride Person'en einbez'ogen Werden. Die Beratung setzt keine ‘Geschäftsfähigkeit der Leis- 
tungsberechtigten/des Leistungsberechtigten, voraus. 

(.8)" Die behandelndeiÄrztinjcler behandelnde Arzt (Hausarzt, SAPV—Arzt oder sonstiger Vertrags— 
arzt) Ist in den Berätungsprozess- einzubeziehen. Die Einbeziehung erfolgtentsprechend dem 
individuellen Wunsch der Leistungsberechtigten/des Lei$tungsbterechtigten (z.B. Mitteilung 
zur inanspruchnahme des Beratungsprozesses, persönliche Beteiligung. Möglichkeit zur" Ein— 
sichtnahme in die getroffenen bzw. beabsichtigten Festlegungen). Sofern aufgrund der Kom- 
plexität der medizinischen Frage$teilurigen eine persönliche Beteiligung der behandelnden 
Ärztin/des behandel'nderi Arztes (Hausarzt, SAW—Arzt _oder sonstiger Vertragsarzt) innerhalb 
des Beratungsprozesses erforderlich ist. ist_e_ine Fallbesp'rechun‘g einzuleiten. 

(9) im Falle einer Patlentenverfügung ist darauf _zu achten. dass Beratung und Unterschrift nicht 
an einem Termin erfolgen, um der Leistungsberechtigten/dem -Leistungsberechtigten noth— 
mais die Möglichkeit der persönlichen inhaltlichen Auseinandersetzung zu geben. 

5 9 Dokumentation des Beratungsprozesses und der Willensäußerungen' 
(i) Die Dokumentation des Beratungsprozess‘es und der Willensäußerungen dient der Nachvo‘ll— 

ziehbarkeit. Der Leistungsnachweis ist nach Abschluss des Ber'atungsprozésses- zu erstellen 

5 Das.Gesgrächsahgttbol istauch den zum Zeitp'unkt des lhkrafttretens der Vereinbarung bereits in den Elnrightungen versorg‘ten Leis- 
tungsberechtlglen :zu unterbreiten. 
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und der Krankenkasse zu übermitteln (vgl. & "i 7 Abs. 5).- 

(2) Die Dokumentation des Beratungsprozesses umfasst folgende Angaben: 
- Name. Vorname, Geburtsdatumrder Leistung$berechtigte'h-ldes Leistüngsberechtigten 
- Name-der Beraterin/des Bereters 
- Datum des Gespräches/der Gespräche 
- Dauer des Gespräches/oier Gespräche (Angabe 30 I 60 /'-90 i 120 Minuten) 
- Namen von weiteren Beteiligten wie An— und Zugehörige. Bevollmächtigte. Ärzte 
-' Bei Einbeziehung der Ärztin/des Arztes ist die Form der Beteiligung (s. 5 8_ Abs. 8) zu do- 

kumentieren. Bei Fellb‘esprechungen sind die Themen des Gespräches festzuhalten 
—- Verweis auf .eine ggf. vorliegende Patientenverfügung, Betreuungsverfügung und/oder 

Vorsorgevollrnacht 

Die Dokumentation des Beratungsprozesses ist vertraulich und daher ausschließlich der Leis- 
tungsberechtigten/dem Leistungsberechtigten und ggf. Bevollmächtigten sowie der Berate- 
rin [dem Berater-zugänglich..Auf Wunschoder "mit Zustimmung der Leistungsbe'rechtigten/des 
Leistungsberechti9ten wird die Dokumentation Dritten zugänglich gemacht. Die Einrichtungen 
stellen die Dokumentation. des Beratungéprozesses der Krankenkasse nicht zur Verfügung. 
Die Notwendigkeit der mehrfachen Inanspruchnahme des Beratungsprozesses zur gesund-‘ 
heitiichen Versorgungsplanu'ng für die letzte Lebensphase durch die Leistungsberechtig— 
té/den Leistung$berechtigjten muss durch die Beraterin/den Berater dokumentiert werden. 

(3) Die Dokumentation der Willensäußerüngen umfasst foigende Ang'aben: 
—— Die von der—Leistungsberechtigten[vom Leistungsberechtlgten _geäußerten Vorstellungen 

und Wünsche überdie Versorgung am Lebensende sind mit Angabe des Datums zu do- 
kumentieren1(Wiilensäußerungen). _ - 

- Um in Krisen- und Notfailsit_uationen einen schneilen Überblick über die Behandlungwor— 
Stellungen der Leistung$berechtigtenl des Leistungsberechtigjten zu ‚ermöglichen, soiieri 
die dokumentierten Willensäußerungen übersichtlich,.nachvollziehbar und verständlich 
dargestellt werden. 

- Die Leistungsberechtigte/der Leistungsberechtigte bestätigt die Richtigkeit der Dokumen- 
tation6 in der Regel mit seiner Unterschrift. Falls eine Bevolltnächtigte/ein Bevollmächtig— 
ter bestellt bzw. eingesetzt wurde. erhält-diese] dieser die Dokumentation der Willensäu— 
ßerungen zur Kenntnisnahme. 

- Sofern die Leistungflsbere'chtigtelder Leistungsberechtigte eine Patienteriverfügung nach 
5 1901e BGB7 verfassen möchte. ist diese in einem separaten Dokument zu erstellen und 
von der. Leistungsberechtigten/vom Leis'tungsberecht'igten zu unterzeichnen. Das Verfas- 

' Sofern bei Leistungsber'echtlgten eine Bestätigung durch Unter'sehrlit. nicht “möglich ist - insbesondere beiSchwerstmehrfachbehinderun- 
gen oder kognitiven Elnschränlrungen «» kann die Iestätlgung auch durch andere Formen der Zustimmung (z.B. Kürzel. Zeichen. Videoauf— 
nnhirten) erio'lgen. 
Muster eine Petientenverfilgung vgl. beispielsweise 

* **». 5532.91..3„i ..lzf—f‘.x't*i=° ‚. 7T?:5**i°f.t'C-Fil -ä.et=. fer-= m...:extne-rear.».t....ftezärä ..?3-‘:‚-'r—*'=3 **-' 

Seite ID von_ 25 



.; ‘. 
l 
i 
! 
l i 
I 

(4) 

(S) 

sen einer Patientenver'fügung setzt die Einwilligung$fähigkeit det Leistungsbe_rechtigi— 
ten/des Leistungsberechtigten voraus. Bei begründeten Zweifeln der Beraterin/des Bera— 
ters an der Einwilligungsfähigkeit- der Leistungsberechtigten/des Leistungsherechtigten 
sollte eine Klärung veranlasst. Werden. 

- Als Bestandteil der Patientenverfügung’ soilte eine übersichtliche. nachvollziehbare und 
verständliche Darstellung der Verfügung ‚für'NotfallsitUatiranen auf einem geeigneten Do— 
kument (z.B. Notfallbogen“) erfolgen. das ärztlich zu unterschreiben ist. 

- Sofern die .Leistungsberechtigte'lder Leistungsbérechtigte nach dem 'Beratungsprozess 
keineschriftiichen Willensäußerungen treffen möchte, ist— dies‚in der Dokumentation fest— 
zuhalten. 

Die schriftliche. Dokumentation der Willensäußerungen wird der Leistungsberechtigtenldem 
Leistungsberechtigten sowie der Bevollmächtigten] dem Bevollmächtigten in Kopie ausgehän- 
digt. 

Sofern die dokumentierten Willensäußerungen an andere Leistungserbringer/Einrichtungen 
übermittelt werden, bedarf dies einer vorherigen Zustimmung der Leistungsberechtigten/cles 
Leistungsberechtigten bzw. der Betreuerin/des Betreuef's. Die Zustimmung ist im Rahmen des 
Beratungsprozesses so rechtzeitig einzuholen. dass diese Frage am Ende des Beratungspro— 

zesses geklärt ist. Dies ist entsprechend zu dokumentieren. 

5 10 "Interne Vernetzung 
in 

(2) 

Die Einrichtung informiert einrichtuhgsinte'rh die.i Mitarbeitenden über Sinn und Zweck der 
Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase und hat im Rahmen ihres Aufgabenbereiche$ 
sicherzustellen, dass die Ergebnisse der gesundheitlichen Verso‘rgtingsplanung (Wiileusäuße— 
rungen der Leistungsberechtigten{des Leistuhgsberechtigten) beachtet und eingehalten wer— 
den. Äußert die Leistungsberechti'gte/der Leistungsberechtigte gegenüber dem Personal der 
Einrichtung Änderungswünsche zu ihren'iseinen geäußerten VOrstéllungen und Wünschen für 
die Versorgung in der letzten Lebensphase und den festgelegten Beratungsergebnissen. ist 
unverzüglich die zuständige Be'raterin/der zuständige Berater einzubinden. 

Die ständige Verfügbarkeit der Dokumentation muss von der Einrichtung gewährleistet wer-— 
den und unter Berücksichtigung datenschutz'rechtlicher Vorgaben-gemäßä 9 Abs. 5 dem Per-— 
sonal in der Einrichtung Sowie den beteiligten Versorgern zur Verfügung stehen. Bei Verle— 
gung der Leistung;berechtigten/des Leistungsberec‘htigten z.B. in ein Krankmhaus oder eine 
andere Einrichtung sind die entsprechenden Unterlagen unter Beachtung datenschutzrechtii— 
cher Bestimmungen gemäß5 9 Abs. 5 in Kopie miaug‘ehen; 

“ z.B. Patienten—Anwelslrngen für lebenSerhaltende Maßnahmen PALMA oder andere Notfallbogen. 
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5 l i  Externe Vernetzung 
(l) 

(2) 

(3) 

Die an der Versorgung Beteiligten. z.B. Ärzte, Rettungsdienste. SAW—Teams und Kliniken. 
sind über das Angebot der gesundheitlichen Versdrgungsplanung für die letzte Lebensphase 
nach 5 1329568 V sowie den Einsatz von verwendeten Notfalldokumenten vorab zu infor- 
mieren. Um den dokumentierten Willensäußerurrgen der Leistungsberechtlgtenldes Leis- 
tungs_ber'echtigten mit Blick auf die medizinisch—pflegerlscheVersorgung gerecht. Werden zu 
können, ist durch die Beraterin/den Berater eine enge Zusammenarbeit mit den regionalen 
Lei5tun95erbrlngeri1‚ insbesondere mit niedergelassenen Ärzten, Krankenhäusern. Rettungs— 
diensten. ambulanten Hospizcliensten. Hospizen, SAW-Teams, Seelsorgern und anderen ln— 
stitutionen ggf. auch unter Berücksichtigung der speziellen Strukturzur Versorgung von Kin- 
dern und Jugendlichen sicherzustellen. 

Die Einrichtung hat darauf hinqirken, dass die regionalen Versorgungs- und Betreuungs— 
anbieter die Ergebnisse der gesundheitlichen Versorgun'gsplanung beachten. 

Die Berater der Einrichtungen in der Region schen regelmäßige Treffen (z.B. Runde Tische) mit 
den regionalen Leistungserbringern durchführen oder an Treffen vorhandener regionaler 
Netzwerke (z.B. Palliativnetzwerke, Hospiznetzwerke. kommunale Netzwerke) teilnehmen. 

5 12 Anforderungen an die Qualifikation der Beraterin] des Beraters 
(l) 

(2) 

(3) 

Die Qualifikation zur Beraterln/zum Berater ist am Deutschen Qualifikationsrahmen auszu— 
richten (DQR). Der DQR beschreibt auf acht Niveaus fachliche und personaie Kompetenzen, an 
denen sich die Einordnung der Qualifikationen qr'ie'ntler't. die in der allgemeinen. der Hoch- 

schulbil_dung und “der beruflichen Bildung erworben werden. Die Niveaus haben eine einheitli— 
che Struktur. Sie beschreiben jeweils die Kompetenzen. die für die Erlangung einer Qualifika- 
tion erforderlich si'nd-.- Der DQR ur'utersch'eidet- dabei zuvel'Kompétenzkategorieh: „Fachkompe— 
tenz“. unter'teiltin „Wissen" und „Fertigkelten“, und „Personale Kompetenz", unterteilt in_‚.So_- 
zialkom‘petenz" «und „Seibständigkeit“. 

Für die Ausübung der Tätigkeit-als Beraterin/als“ Berater im Rahmen der gesundheitlichen 
Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase sind fachliche und personale Kompetenzen 
und Erfahrungen n0twendig. Die fachliche Kompetenz zeichnet sich insbesondere durch 'me— 
dizinisch—pflegerische einschließlich palllative Kenntnisse sowie Kenntnisse im Sozial— und 
Betreuungsrecht. und psychische-, soziale, ethische und kulturelle Kenntnisse im Kontext von 
Alter und Sterben aus.. 

Die personale Kompetenz zeichnet sich insbesondere durch eine Gespräch‘sführungskompe- 
tenz und Beratungshaltung aus. die 
- kooperativ, 

- kommunikativ‚ 
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(4) 

(5). 

(Bl 

— selbstreflektlerend, 
—- verantWortungsbeWusst. 
- respektvoll und 
— empathisch ist. 

Die Berater verfügen über eine Grundquaiiflkation in F0rm einer abge9chlossene'n Berufsaus- 
bildung "als. 
— Gesundheits- und Krankenpfleger/in, 
- Altenjpfleger/ln. 
- Kinderkrankenpflegérlin, 
— staatiich anerkannte Heilerziehungjs‘pflegerin[anerkannter Heilerziehungspfleger‚ 
— “staatlich ankerk'annte Heilpädagogin [anerkannter Heilpädagoge, 
- staatlich anerkannte Erzieherin ]anerkannter Erzieher 
oder eine andere vergleichbare Berufsausbildung 

oder 

übereinen einschlägigen Studienabschluss im B_eteirih 
- der Gesundhei'ts— und Pflegewissenschaften, 
— Geistes-«, Sozial— und Erziehungswissenschafte'n 

(insbesondere als Pädagogin/Pädagoge, Heilpädagogln/Hellp_ädagoge. Sozialarbeite— 
rin/Sozialarbeiter. Sozialpädagogin/Sozialpädagoge‚ Psychologin] Psychologe. Theolof- 
gln/Theologe) 

und 

eine dreijährige. für die gesundheitliche Versorgungsplanung einschlägige Berufserfahrung 
innerhalb der letzten acht Jahre, die mindestens den Ur'nfa‘ng einer halben Stelle umfasst hat. 
insbesondere in einer vollstationären Pflegeeinrichtung oder einem ambulanten Pflegedienst, 
einem ambulanten Hosplzdiensjtlarnbulanten Kinderhospizdienst (hauptamtliche Koordinato— 
renkraft), einem stationären Hospiz/stationären Kinderhospiz‚ einem SAW-Team. einer Pal- 
Iiativ_station oder in einem Palliativdienst' im Krankenhaus “oder in Einrichtungen der Eingliede- 
rungshilfe für Erwachsene sowie Kinder und Jugendliche. 

Als Beraterin/Berater kommen auch Ärztinnen/Ärzte mit für die gesundheitliche Versor- 
gungsplanung eihschläglger dreijähriger Berufserfahrung in der gesundheitlichen Versorgung 
von _schwérstkranken oder sterbenderi Menschen im ambulanten oder stationären Bereich in 
den letzten acht_lahren in Frage. 

Die Leistung der gesundheitlichen Versorgun95planu'ng für die letzte Lebensphase erfordert 
von den eingesetzten Beratern zusätzliche Kompetenzen. die im Rahmen einer Weiterbildung 
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zur Beraterin/zum Berater der geäundh'eltlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebens— 
phase gemäß 5 1329 SGB V zu emerben sind. 
Die Weiterbildurig‘gliedert sich in zwei Teile. Sie umfasst-im ersten Teil mindestens 48 Unter- 
richtseinheiten“ theoretischen Unterricht (mit Diskussionen. Rollenspielen. lntensivtrainihg in 
Kleingruppen etc.) und 12 UE bestehend aus 
- zwei Beratungsprozessen mit insgesamt vier begleiteten Gesprächen der angehenden Be.» 

raterin/des angehenden Beraters unter-Begleitung einer Dozentin/eines. Dozenten mit an- 
schließender Reflexion 

- einschiießlit'zh der'Vor— und Nachbereitung und Dokumentation durch die angehende Be- 
raterinide‘h angehenden Berater. ' 

(7) Nach erfo'igrelche'm Abschluss des ersten Teils der Weiterbildung und einem entsprechenden 
NachWeis' gegenüber der Krankenkasse sind die Berater berechtigt, Leistungen der gesund- 
heitlichen Versörgungsplanung für'die letzte Lebensphase nach 51329 SGB V in  den in 5 1 
Abs. 2 genannten Einrichtungen ‚zu Lasten der Krankenkassen zu erbringen (vgl. 517).  
Der zweite Teil der Weiterbildung dient der Sammlung weiterer Praxiserfahrung. Er.umfasst 
die Durchführung von mindestens 7 Beratungsprozessen, die in der Regel innerhalb eines 
Jahres, alltainverantwortlich geplant, vorbereitet“. durchgeführt und dokumentiert werden. Die-- 
ser Praxis't'eli wird durch den Anbieter der Weiterbildung begleitet (z.B. Coaching-Gespräche, 
Plenararbeit, Organisation des Austausches zwi5chen Weiterbildurigsteilnehmern). Nach er- 
folgreichem Abschluss des zweiten Teils erhält die Beraterin/der Berater ein Zertifikat. das 
den Landesverbänden der Krankenkassens. den“ Verbänden der Ersatzk'assen vorzulegén 
ist. Das Nähere ist in der Vergütungsvereinbarung zu regeln. Wenn das Zertifikat der Berate- 
rin/des Bereters nicht vorgelegt wird, gilt die Weiterbildung als nicht abgeschi055en und wei- 
tere Leistungen können nicht erbracht werden. 

(8) Die Weiterbildung beinhaltet im theoretischen Teil folgende Lernfelder: 

] .  Einführung indie-‚gesundheitliche Versargungsplanung für die letzte Lebensphase 
2. Kenntnisse zu medizin'isch-pflegeri'sch‘en SachVe1‘itaiten 
3. Ethi$chie und rechtliche Rahihenbeciingungen 
4. Kommunikation in Beratungsgesprächen zur g'esundheitlichen Versorgu'ngsplanung für 

die letzte—Lebensphase _ 
5. Dokumentation und Vernetzung 

' Soweit bereits eine Weiterbildung abgeschlossen wurde. die qualitativ und quantitativ den nachfolgenden Anforderungen entspricht, ist 
diese nhzuerkénnen 

“’ ! UE entspricht 45 Minuten. 
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Die zu vermitmln'den Kompetenzen sind; 

Lernfelder Kompetenzen Stézahi 

Einführung “in die gesuhd- Die Teilnehmer... 4 
heitliche Versorgungspla— 
nung für die letzte Lebens— ° kennen das Konzept der gesundheitlichen Ver—— 
phase sorgungsplanung für die letzte Lebensphase im 

Kontext des deutschen Gesu.ridheitssvstems und 
können es allgemeinver‘ständlich wiedergeben. 

« können die Ziele der gesundheitlichen Versor— 
güngs'planung "für die letzte Lebensphase be— 
nennen und diese auf verschiedene Zielgruppen 
kontext'bezoge'n ahwenden. 

- können. den Auftrag der eigenen Rolle als Bera— 
terin/Berater und das Maß der V'erantwortungs— 
übernehme, auch vor dem Hintergrund der 
ärztlichen Delegation und möglicher “Schnitt- 
stellen mit anderen Berufsgruppen, r'eflektieren. 

. können die Bedeutung des Beratungsprozesses 
der gesundheitlichen Versorgungsplahung für 

€ die letzte Lebensphase sowie dessen Bedeutung 
für die Betroffenen und ihre Vertrauenspersonen 
bzw., Vertreter reflektieren.- 

Kenntnisse zu medizinisch- Die Teilnehmer... 8 
pflegerischen Sachverhalten 

. können im Rahmen der gesundheitlichen Ver- 
sOrgungsplenung für die letzte Lebensphase mit 
den Lei'stungsberechtlgten — bezOgen auf deren 
individuelle Situation und jeweilige lebensal- ' 
tersspezlfische Bedürfnisse — Vorstellungen 
über medizinisch-pflegerische Abläufe, das 
Ausmaß. die intensitä't und die Grenzen medizi— 
nischer intervention‘en __so_v"vie pailliativ— 
medizinischer und palliativpfiegerischer Maß- 
nahmen in tier letzten Lebensphase erörtern. 

Ethische. und rechtliche Die Teilnehmer..... 8 
Rahmenbedlngungen 

. setzen sich mit den Möglichkeiten der Versor- 
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gung ‚am Lebensende (z.B. der inanspruchnah- 
me von I oder dem Verzicht auf intensivpflege- 
fische, le_bensverlängernde‚ palliative Maßnah— 
men) auseinander. Sie sind sich ihrer eigenen 
Werte bezüglich Leben, Sterben und schwerer 
Erkrankung sowie ihrer Bewertung bestimmter 
gesundheitlicher Situationen und medizinisch- 
pflegeri'$cher Behandlungsstrateglen bewusst. 

sind in der Lage. den Leistung‘sberechtigt'en 
unabhängig von ihren eigenen Wertvorstellun— 
gen non-direktlv zu beraten. 

kennen die wesentlichen juristischen Rahmen- 
bedingungen im zusammenhang mit der ge— 
sundheitlichen V'ersorgungsplanung Für die 
letzte Lebensphase sowie die. gesetzlichen Vor- 
sorge'instrumente (Vorsorgevolimacht‚ Betreu— 
ungsvollmacht und Patientenverfügung). 

sind sensibillslert für die rechtlichen Folgen von 
"fehlender Einwilligungsfähigkeit und können bei“ 
begründeten Zweifeln an der Einwilligungsfä— 
_hig_keit von Leistungsberechtlgten auf eine Klä— 
rung hinw'i'rken. 

Kommunikation in Gera— 
tungsgesprächen zur ge— 
suridheitliche'h Versor— 
gungsplanung für die letzte 
Lebensphase 

Die Teilnehmer... 

setzen Gesprächs- und Moderationstechniken 
ein, die es erlauben, einen Sachverhalt aus ver— 
schiedenen Perspektiven zu betrachten, um vor- 
schn'éllen Festlegungen entgegenzuwirken. 

können s‘uggestive oder ma‘nipulative Gespräch— 
selememe identifizieren und mögliche Wege zur 
Vermeidüng reflektieren, um eine individuelle 
Entscheidungsfindung der Leistungsberech'tig- 
ten zu ermöglichen. 

verfügen über Kenntnisse barrierefreler Kom— 
munikationshilfen und können diese im Bera- 
tungsprozess situation sgerecht einbinden. 

verfügen über Fähigkeiten. um Willensäußert4h— 
gen "von nicht—elnwilllggngsfähigen Personen zu 

16 
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erfassen und in den Proze$s einzubinden. 

kennen die Besonderheiten der Gesprächsfüh- 
rung mit Menschen in unterschiediichen Le— 
bensalt9rn. 

Dokumentation und Vernet- 
zung 

Die Teilnehmer.-. 

k_önnen den Beratungsprozess und die Willens-— 
äußerung"en übersichtlich, nachvollziehbar so.— 
fwie.ve'r5tändlich dokumentieren und aktualisie— 
l'éri . 

kennen Ziel und Zweck von Notfalldoku'menten 
und können diese anwenden. 

sind in der- Lage, die interne und externe Ver— 
netzung zu organisieren. 

AnWendung des Erlernten im 
Rahmen eines intensivtrai- 
ningsin Kleir'rgruppeh 

Die Teilnehmer... 

simulieren in Kleingruppen .Ges‘prächssituatio- 
nen zur Anwendung des Erlernten. 

Praxistell ] Kompetenzen Anzahl 
UE 

Bégleitet'e Gespräche zur 
gesundheitlichen Ve r—sor- 
gungsplanung 

Die Teilnehmer... 

führen unter Begleitung einer Dozentin] eines 
Dozenten Zwei Beratungsprozesse mit insge— 
samt Vier begleiteten Gesprächen zur gesund— 
heitlichen Versorgungsplanung für die letzte 
Lebensphase mit anschließender Reflexion 
durch; 

12 
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Praxisteil 2 Kompetenzen 

Aileinverantwortlich geplante, Die Teilnehmer-„. 
vorbereitete, durchgeführte 
und dokumentierte Bera- "a. führen mindestens sieben Beratungsprozesse zur ge— 
tungsprozesse sundheit'lichen Versorgungsplanung für die letzte Le- 

ben5pha5e alleinverantwortlich durch. 

. nehmen in Form von 2.8. Coaching-Gesprächen. Plenar— 
arbeit oder einem organisierten Austausch zwischen 
WeiterbiIciungsteilnehmern die Unterstützung durch den 
Anbieter der Weiterbildung in Anspruch; der Anbieter der 
Weiterbildung stellt hierfür einen geeigneten Rahmen 
zur Verfügung. 

s 13 Qualität und: Qualitätssicherung 
(i) Die Qualität umfasst die Struktur-, Prozess— und Ergebnisqualltät. 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

Die Strukturqtiailtät stellt sich in den. Rahmenbedingungen des Beratungsprozesses dat. Hin— 
sichtlich der personellen Ausstattung können ausschließlich qualifizierte Beraterinnen und 
Berater gem. 45 12_„(Grundqualifikation‚ Berufserfahrung, Weiterbildung) die Beratung_durch— 
führen. 

Auf den Ablauf der Leistungserbringung bezieht sich die Prozessqualität. Danach ist die Leis— 
tung in die Gesamtstrukt‘ür der Einrichtung einzubinden untl unter Beachtung der Vorgaben 
'züm inhalt der Leistung. vgl. 5 4. zur Durchführung des Beratungsprozesses gem. 5 -8. zur 
Dokumentation gem. 5 9“ und zur internen und externen Vernetzung “gem. 55 10  und 11 zu 
erbringen. 

Die Ergebnlsqualität zeigt sich in der Dokumentation der von der Leistungsberechtigten/dem 
Leistungsberechtigten geäuß'erten Wünsche und Vorstellungen für die Versorgung und Bev- 
treuung in der letzten Lebensphase sowie in der Dokumentation des Beratungsmozesses ge- 
mäß 5 9. 

Der Träger der Einrichtung ist Im Rahmen seines. einr'ichtungsindividuellen Qualitätsmanage- 
ments dafür verantwortlich. dass die Inhalte dieser Ve‘reinbarUng und deren Umsetzung ein— 
gehalten werden. 
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S 14 Vertragliche Gr'undsätze 
ill 

(2) 

'.(3) 

(4) 

Damit Einrichtungen Leistungen nach 5‘ 1329 SGB V unter Maßgabe der vorliegenden Verein— 
barung zu Lasten der Krankenkassen der Leistungsbe‘rechtigten erbringen und abrechnen 
können, müssen sie dies gegenüber den Landesverbänden der Krankenkassen und den Ver-— 

händ'en der Ersatzkassen erklären und nachweisen. dass sie die Anforderungen dieser Rah— 
m.envereinbarung erfüllen. Die Landesverbände der Krankenkassen und die Verbände der Er— 
satzkassen schließen eine Vergütungsuereinbarung i .V.  m. der Vereinbarung nach 51329— 
Abs. 3 SGB V entweder mit dem Träger der Einrichtung oder dein Trägerverbänden der Ein— 
richtungen. 

Die. Einrichtung, die die Leistung der gesundheitlichen Versorgungsnlanung anbietet und 

nachweist, das sie die_Anforderüfl9en dieser Rahmenvereinbarung erfüllt, hat einen An— 
spruch auf die Vergütungsvereinharung i. V. m. der Vereinbarung nach. 5 1329 Abs. 3 SGB V. 

Der Nachweis (Formular siehe Anlage 1) muss. neben den Stammdaten der Einrichtung inklu- 
'sive- -abrechnungsrelevanten Daten (z.B. institutionskennzeichen) Folgende Anga- 
ben/Nachweisé enthalten: 
- Einrichtungsart (bei Einrichtungen der Eingli'ederungshiife ist der Vertrag nach 5 75 

SGB XII in Kopie beizufügen). 
— Konzept der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase. Das Kon— 

zepténthäit insbesondere“ Angaben zur Organisation der gesundheitlichen Versorgungs- 
planung für dle letzte Lebensphase gemäß 5 7. zur Einbettung in die Ges'amtstiuktur der 
Einrichtung vgl. 5 7 Abs. 1 sowie zur internen und externen Vernetzung gemäß S5 10 und 

1 ] .  
— Name und Gruhdqualifikation der Beraterinides Beraters. 
— Angaben zu der erforderlichen Berufserfahrung der Beraterinfdes Beraters. Vgl. 5 12 

Abs. 4 und 5. unter Bestätigung der Richtigkeit durch den Eintichtungsträger. Auf Anfor— 
derung der Landesverbände der Krankenkassen und Ersatzkassen sind im Einzelfall 
NachWEise {z.B. Arbeitsblaschelhigungen) vorzulegen. 

— Nachweise zur Weiterbildung der Berate'rinides Beraters (mindestens-1. Teil der Weiterbil— 
dung zur B_eraterinlzdm Berater nach 5 1329 SGB V . gemäß 5 12). 

— Erklärung zu. den Bruttopersonalkosten (Arbeitgeberbrutto) der Beraterin/des Beraters 
nach 5 13—29 SGB V; dabei sind bei Teilzeltsteilen die auf eine Vollzeitstelle hochgerechne— 
ten Bruttopersonalkosten sowie die anteilig gezahlte'n Brutto.personalkosten anzugeben (5. 

5 15 Abs. 5 zum Anspruch auf die Anforderung von Nachwaisen durch die Landesverbän»- 

de der Krankenkassen und die Verbände der Ersatzkas‘sen). 

Veränderungen der Organisation der gesundheitlichen Versorgungsplanung. vgl. 5 7. und 
personelle Veränderungen sind den Landesverhä'nden der Krankenkassen und Verbänden der 
Ersatzkassen unverzüglich anzuzeigen (z.B. Ausscheiden der Beraterin/des Beraters). 
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5 15 Grundsätze der Vergütung 
(1) Die Krankenkasse der/desVersichcértén trägt die notwendigen Kostender Einrichtung für die 

Leistung der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase gemäß 5 4 
nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen. 

(2) Abrechnungsfähig nach 5 1329 Abs. 4 SGB V sind die im „Zusammenhang, mit der Beratung 
entstehenden Personalk05ten soWi.é die Sach—‚ Overh'ead— rind Regiekosten der Einrichtung. 
Es gelten die Grundsätze der Wirtschaftlichkelt nach den 55 2 Abs. 4 und 12 Abs. 1 SGB V; 

(3) Für eine Übergangszeit bis Zum 31.12.2021 erfolgt eine pauschale Vergütung. Die pauschale 
Vergütungssystematik gilt bis zum Abschluss einer neuen Vergütungsvereinbarung fort. Die 
Kalkulation erfolgt in Pfiegeeinrichtungen-lm Sinne des 5 43 SGB XI sowie in Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe im _Sinne des 5 75 SGB XII Unter der Annahme, dass pro 50 Versicherte in 
der Einrichtung ein Anteil von 118 Stelle für die Leisuingserbringüng nach dieser Vereinbae 
rung erforderlich lst.".'Dlese Annahme gilt unabhängig davon, ob die Einrichtung die gesund- 
heitliche Versorgungsplanun'g in eigener Verantwortung oder in Kooperation durchführt. Da— 
bei wird 'füt'5ach-, Övejrhe'ad— und Regiekosten ein Anteil von 15% der Personalkosten pau— 
schal berücksichtigt. ' 

(4) Die Höhe der abr_echnungsfähigen Kosten pro .Leistungsbetechtigten per Anno ergibt sich 
sowohl für vollstationäre‘PflegeelnrlchtMgen nach 5 43 SGB Xi als auch für Einrichtungen der 
Ein‘gliederungshilfe für Menschen mit Behinderung durch die Division der notwendigen 
Bruttopersonalkosten (Arbeitgeberbrutto) zuzüglich Sach-‚ Overhead— und Regiekosten p.a. 
nach Abs. 3 für eine Vollzeitkraft dividiert durch 400. “Somit gilt folgende Berechnung zur Er— 

mittlung der monatlichen Pauschale pro Leistungsberechtigten: 

Bruttop'ersonalkosten (Arbeitgeberbrutto) plus Seth—, Overhead- und Regiekosten) p.a. für 1 
VK [ 400 = Jahresbetrag pro Leistungsberechtigten } 12 = Monatsbétrag pro Leistungsb.e— 
rechtigten. 

”Siehe Gesetzentwurf Hospiz— und Pnlliativgesetz vom 20.04.2015. Drucksache 185170 
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Bruttopersonalkosten 
(Arbeitgeberbrutto) p.-a. für ]  VK 

+ 

15% 5ach-‚ Overhgad— und ßggiglggsteg 
400 

= ah ' r Leisu sberechti ten 

iahresbetrag pro Lgistungsbergghtigten 
i 2  

== Mon tsbe a ro Le'i u ' sb r ' te 

(5) Die Einrichtungen haben gegenüber den Landesverbänden der Krankenkassen und den Ver- 
bänden der Ersatzkassien die tatsächlich gezahlten Bruttoper'sonalkt)steh (Arbeitgeberbrutto). 
der Beraterinldes Beraters zu erklären; die Landesverbände der Krankenkassen und die Ver- 
bände der Ersat'zkass'en können entsprechende Nachweise unter Beachtung datenschutz- 
rechtlicher'Vorgä.beh anfordern'-'A Die Krankenkassen tragen nach 5 1329 Abs. 4. Satz 1 SGB V 
nur die notwendigen Kosten. Demnach müssen diese Kosten zur'Berechnung der Vergütung 
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit nach den 55 2 Abs.-4 und 12 Abs. 1 SGB'V' !. V. m. 
S 15 Abs. 2 der Vereinbarung entsprechen. Die Bezahlung tarifvertragllch vereinbarter Gehäl— 
ter sow.le ent5prechender Vergütungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen oder bei 
nicht tarlf9ebundenen Arbeitgebern bis zur Höhe" von Tarlflöhnen werden grundsätzlich als 
wirtschaftlich anerkannt. 

5 16 Überprüfung des Vergütungsverfahrens 
(i") Aufgrund der Neueinl’ührung der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Le- 

bensphase fehlen diesbezügliche Erfahrungswerte, insbesondere bezogen auf folgende Da— 
ten: 

—' einrikhtungsbezogene Struktur (Elnrlc'htung'sart. Platzzahl‚ Qualifikation der Berater. Dr- 
ganisetlon des Beratungsangebots). 

— Dauer des Beratungsprozesses in Tagen, 

—- die Anzahl der durchgeführten" Beratungsgespräche, 
- gesamter zeitlicher Aufwand des Beratungsprozesses 

“0 davon Dauer der Beratungsgespr'a‘che nach folgender Abstüfung; Dauer bis 30 
Minuten, bis 60 Minuten, bis90 Minuten. bis 120 Minuten, 

- die Anzahl der erneut durchgeführten Beratungsprozesse. 

“ Es glll das Regel-Ausnahme-Prinzip 
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Zur Weiterentwicklung der Vergütungssvstematik erfolgt in einer Übergangszeit eine entspre— 
chende Datenerhebung in den vollstationären Pfl'egeeinrichtungen gemäß 5 4 3  SGB Xi sowie 
in den Einrichtungen der Eingliederungshilfe ‚gemäß 5 75 SGB XI]. um auf dieser Grundlage 
die vereinbarte Vergütungssystematllc zu überprüfen. 'Das Nähere zur externen Dattenerhe« 
bung wird zwischen den Vereihbafungsparthern gesondert festgelegt. 

(2) Die Ergebnisse “der externen Datenerhebung liegen bis zum 31.12.2020 vor. 

5 17 Abrechn'Ung' 
(i) Für-die Abrechnung gilt 5 302 SGB V.. in Anlehnung an 5 302 Abs. 4 SGB V regein die Verein— 

barungspartner. dass im Rahmen .der Abrechnung über die Struktur/Stammdaten hinaus ins- 
besondere folgende Daten versithertenbezogen zu üh‘ermittein sind: 
- Abrechnungsmonat 
-— Abrechnungscode 
- Tarifkennzeichen 
- Abrechnungspositlbnsnummer 
- Rejchnungsbetrag- 

Die Rechnungslegung erfolgt für die Leistungsbere'chtigen der Einrichtungen grundsätzlich 
monatlich. Das Nähere zur Rechnimgslegung ist in den Vergütungsverelnbarungen nach 5 14 
Abs. i zu regeln. Ab 01.01.2020 soil—die Abrechnung maschinell erfolgen. Davon abweichen—. 
de Übergangsregelungen sind längstens bis 31.12.2021 möglich. 

_(2) Wenn die Leistungsberechtigtelder Leistungsberechtlgte nur für“ einen Teil des Monats in der 
Einrichtung ist (2.3. bei Einzug. Umzug, Versterben). wird die volle “Pauschale für diesen Monat 
gezahlt. 

(3) Bei einem Wechsel der Einrichtung im Laufe des Monats kann nur die Einrichtung. die die 
Leistungsberechtigtejder Leistungsberechtigte verlässt, “die Pauschale für die Leistungsbe— 
rechtigte/den Leisttingsberechtigten für den laufenden Monat-abrechnen. 

(4) Die Einrichtung kann die Leistung auch mit Krankenkassen anderer Bundesländer abrechnen, 
wenn die Leistüngsberechtigte/der Leistungsberechtigte außerhalb des Bundeslandes. In wel- 
chem sie/er wohnt. versichert ist. Die Höhe der Monatspauschale richtet sich nach der Ein- 
'richtung, die diese Leistung erbringt. 

(S) Die Krankenkasse ist berechtigt, überzahlte Beträge zurückzufordern. 

(6) Die Einrichtung hat nach Abschluss des Beratungsprozesses nach 5 8 an die Krankenkasse 
der Versicherten/des Versicherten den in der Anlage beigefügten Vordruck des Leistungs- 
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nachweises zu übermitteln (sl Anlage-2). “Die Zahlung der monatlichen Pauschale nach 515 
Abs. 4 ist unabhängig von den zu übermittelnden Leistungsnachweiäen. 

5 1-8_lnkrafttreten und Kündigung 
(1) Die Vereinbarung tritt am 01 .01.‘20l 8 in Kraft. Sie kann von jeder Vtettragsp_arteijederzeit mit 

einer Frist von ‚einem Jahr ganz oder teilweise gekündigt werden, frühestens jedoch zum 
31.12.2019. 

(2) Die gekündigte Vereinbarung gilt bis zum Abschluss einer neuen" Ve'reinbarung Weiter. Für 
den Fall der Kündigung. verpflichten sich die Vertrag$parteien, unverzüglich. in Verhandlungen 
über eine neue Vereinbarung eihzutreten. 

(3) Kommt eine neue Vereinbarung innerhalb von sechs Monaten nicht zustande, nachdem eine 
Vertrag_5partei schriftlich zu Verhandlungen aufgefordert hat, kann jede Vertragspartei die 
Schie'dsperson nach 5 1329 Abs. 3 Satz 3 SGB V anrufen. 

(4) Die Vertragsparteien können diese Vereinbarung auch im u'ngekündigten Zustand einver— 
nehmlich ä_nderm 
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Unterschriftenseite 

GKV—Spitzenverhand 
Berlin, den 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. 
Berlin, den 

Arb_eitsgemelnschaft Privater Heime 
und Ambulanter Dienste BundesVerband e. V. 
Hannover, den 

Bundesverband Ambulanter Dienste 
und Stationärer Einrichtungen e. V. 
Essen, den 

Bundesverband anthroposophisches Sozialwesen e. V. 
Echzell. den 

Bundesverband der kommunalen 
Senioren— und Behinderteneinrichtungen e. V. 
Köln, den 

Bundesverband evangellsche Behindertenhilfe e. V. 
Berlin. den 

Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e. V. 
Berlin, den 

Caritas Behinderten'hilfe und Psychiatrie e. V. 
Freiburgfßerlin‚ den 

Deutscher Caritasverband e. V. 
Freiburg, den 
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Deutsches Rotes Kreuz e. V; 

Berlin, den 

Deutscher Parlt_ätischer Wohlfahrtsverband 

- Gesamtvérband &. V. 

Berlin. den 

Diakonie Deutschland >- Evangelischer Bundesverband e. V. 
Beriin. den 

Verband DeUtscher Alten— und Behind€rte'flhilfe &. V. 
Essen. den 

Z“ehtralüvohlfahrtsstellé der Juden in Dentsc'hland e. V. 

Frankfurt am Main, den 
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Anlage 1 

Erklärung zur Erfüllung der Anforderungen nach 5 14 der Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 
SGB V vom 13.12.2017 

Hiermit erklärt der Träger der Einrichtung das Vorliegen der erforderlichen NachWeise für das. Angebot der 
gesundheitlichen Versorgüngspianung fiir die letzte Lebensphase gemäß—5 14 Abs. ‘3 der Vereinbarung 
nach 51329'Abs. 3 SGB V vom 13.12.2017. 

Vergütungsvereinbarung soll in Kraft treten zum (bitte Datum eintragen): 

1 . Angaben zur Einrichtung 

Name der Einrichtung: 

Einrichtungsar't (bitte ankreuzen): u Einrichtung nach 5 43 SGB XI 
I:! Einrichtung nach 5 75 Abs. 1 Satz 1 SGB Xil* 

Ansprechpartner: 
Einrichtungslelttlrig: 

Angabe der Platzzah'l: 

Straße: 
PLZ/Ort: 

Telefonnummer: 
Faxnummer: 
E—‘Mail: 
institutionskennzeichen: 

*Für Einrichtungen der Eingliederungshilfe ist eine Kopie des Vertrages nach 5 75 SGB XII beizufügen. 

2. Angaben zum Träger der Einrichtung 

Träger der Einrichtung: 

Rechtsform: 

Geschäftsführer/in: 
Straße: 

PLZIOrt: 
Telefonnummer-: 
Faxnummer: 

E—Maii: 



% 
K 

Anlage 1 

Erklärung zur Erfüllung der Anforderungen nach 5 14 der Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 
SGB V vom13.12.201? 

3..Angahen zur einzusetzendenllereterln [ zum elnzusetzend_en Berater 

Name, Vorname 

Bei Kooperationen/externen“ Dienstleistern Angabe der Kontaktdaten: 

Name des Dienstl'eisters: 
Straße: 

PLZ} Ort: 

Telefonnummer: 

Faxnummer: 

E—Mailr 

lnstitut'ionskennzeichen: 

Angaben zur’erfor'derlichen Grundqual'iflkation gemäß 512  Abs. 4 und 5 der'Vereinbarung nach 
5 1329 Abs.. 3 SGB V: 

Angaben zur erforderlichen Berufserfahrung gemäß & 12 der Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 SGB V 
(Qualifikation. der Beraterin ( des Beraters) 
Berufliche Tätigkeit von bis Name des Arbeitgebers 

Auf.Arifarderuug der Landesverbände der Krankenkassen und der Verbände der Ersatzka'ss€n sind im 
Einzelfall Nachweise (Arbeitsbescheihigungen) vorzulegen. 



Aniage 1 

Erklärung zur-Erfüllung der Anforderungen nach 5 14 der Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 
SGB V vom 13.12.2017 

4. Nachweise zur Weiterbildung ‚der einzuseizem:len Beraterin] des einzusetzendeniieraters 

Die Beraterin ] der Berater 

C! hat in der Zeit von _ _  bis ___.„__‚_„ am i.Teil der Weiterbildung zur Beraterinizum Berater 
nach 5 i329 SGB V teilgenommen 

und 

Ei hat die Weiterbildung Teil 1 am -_______erfoigrelch abgeschlossen. 

über die Weiterbildung Teii 2 am __.____erfoigrelch abgeschlossen. 

Die Bescheinigung über die Weiterbildungsteilnahme (Teil 1) ist dieser. Erklärung beigefügt'. 

Nach erfolgreitzhem Abschluss des zweiten Teils der Weiterbildung erhält die Bemterinlderßerater ein 
Zertifikat-durch die Weiterbildungseinr-lehtung, das den Landesvabähden der Krankenkassen und den 
Verbänden der Ersatzkassen unaufgefordert vorzulegen ist. 

5. Konzept der gesundheitlichen Versorgungsplanung fiir die“ letzte Lebensphase nach 5 14 Abs. 3 der 
Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 SGBV 

- Bitte hier eintragen »— Druckschrii’t -‘- oder—‘ais Anlage-beifügen 

Organisation des Angebots gemäß'fi 7 der vereinbaa nach 5 1329 Abs. 3 SGB V 

[| Durchführung dur_tfhdas qualifizierte Personal der Einrichtung 
0 Durchführung durch des qualifizierte Personal des Einrichtungsträgers 
Ei Durchführung in Kooperation mit externen regionalen Anbietern 

Einbettung des Angebots in die Gesamtstruktur der Einrichtung gemäß 5 7 der Vereinbarung nach 
5 1329 SGB V 

' Siehe—5 i z  Abs; '7-Sntz ! der Vereinbarung nach 5 IBM Abs. 3508 V. wonach nach erfolgreichem Abschluss des !. Teils der Weiterbil— 
dung Und einem entsprechenden Nachw'els gegenüber der Krankenkasse die Berater berechtigt sind. Leistungen der gesundheitlichen 
Versorgungspianung für elle letzte Lebensphase nach 5 1329 SGB v in den entsprechenden Einrichtungen zu Lasten der Krankenkassen 
zu erbringen. 



Anlage 1 

Erklärung zur-Erfüllung der Anforderungen nach 5 14 der Vereinbarung nach 5 13-29 Abs. 3 
SGB V vom 13.12.2017 

Interne und externe Vernetzung im Rahmen des Angebots der gesundheitlichen 
Versofgungsplanung für die letzte Lebensphase. gemäß 55 10. 11 sowie Angaben zum 
einrichtungslridivlduellen Qualitätsmahagement nach 5 13 der Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 
SGBV 

6. Erklärung zu den Bruttopersonalkosten (Arbeitgeberbrutto) nach 5 14 Abs. Elder Vereinbarung 

Die Kalkulation des Beschäftigungsumfangs erfolgt unter der Annahme. daSs pro 50 Versicherte in der 
Einrichtung ein Anteil von US Stelle Für die. Leistun'gserbririgung nach der Vereinbarung gemäß 5329 
Abs. 3568 V erforderlich ist. Die Landesverbände der Krankenkassen und die Verbände der Ersatzkassen 
können nach dern Regel-Aushahme—Prinzip gemäß 5 15 Abs. 5 entsprechende Nachweise unter Beach— 
tung datenschutzrechtlicher Vorgaben anfordern. 

a) Erklärung der zu zahlenden Bruttopersonalkosten (Arbeitgeberbrutto) der Beraterinldes Beraters pro 

jahr (Vollzeltstelle): 

€ pro_jahr 

(Angabe des“ angewendeten Tarifvertrags/des 
ggf. herangezogenen Vergleichstarlfs ) 

b} Erklärung der zu zahlenden Bruttopersonalkosten {Arbeitgeberbruttd} der _Beraterinides Beraters pro 

Jahr.fieilzeitstelle)z 
€ pro Jahr (tatsächliche Bruttope'rsonalkosten)‘ 

€ pro Jahr (umgerechnet auf eine Vollzeltstelle) 

(Angabe des angewendeten Tarifverträgsldes 
ggf. herangezogenen Vergleichstarifs) 



Aniage l 

Erklärung zur Erfüllung der Anforderungen nach 5 14 der Vereinbarung nach 5 1329 Abs. 3 
SGB V vom 33.123017 

c) In Fällen. in denen die Beratung In Kooperationen mit ‚anderen Einrichtungen oder durch externe 
Dienstleister ML 5 7 Abs. 2 b und. Oder Vereinbarung nach 51329 Abs. 3 SGB V) erfolgt, sind die 
zu zahienden Bruuopersonalkosten pro Jahr (inklusive ggf. zusätzlich-anfallender Umsatzsteuer) für 
den Arbeitszeitumfang ‚' Stellenanteil anzugeben sowie die Bruttopersonalkosten (inklusive ggf. zu— 
sätzlich anfaliender Umsatzsteuer] pro jahr umgerechnet auf eine Vollzeitst'elle. 

€ pro jahr (tatsächliche Bruttopersonalkosten) 

€ pro Jahr (umgerechnet auf eine‘Volizeitstelie) 

(Angabe des angewendeten Tarifvertragsfdes 
ggf. hera'ngezogenen Vergieichstarifs)‘ 

7. Mittellungspflichten 

Jegliche Veränderungen zu den vorstehenden Angaben sind den Landesverbänden der 
Krankenkassen und den Verbänden der Ersatzkasseh unverzüglich und unaufgefordert“ mitzure'ilen. 

Die Richtigkeit der .Äfi9abe'n wird mit der unten stehenden Unterschrift der Geschäftsführerln/des 
Geschäftsführers oder der Vertretungsberechtigtenldes. Vertretungsberechtigten des Trägers 
bestätigt. 

Ort/Datum Unterschrift der GeschäftsFührerinldes Geschäftsführers. bzw. der- 
Vertretungsbérechtigtenfcles Vertretungsberechtigten des Trägers 
der Einrichtung 



Anlage 2 

Leistungsnachweis über eine Beratung (Beratungsprozess) nach 51329 Abs. 3 SGB V 

Einrichtung nach 5 43 SGB XI Ei 
Einrichtung nach 575 Abs. 1 Satz '1 SGB XII Cl 

Versid1eriennummer ‘ IK der'änüchfung::] 

Name 

Vorname 
Anschrift der Einrichtung 

„Geburtsdatum 

Än'schrift 

ÜErstmaliger‘Beratungsprozess ÜErneu'ter Beratuhgs'prozesjs nach 
nach der Vereinbarung gemäß der Vereinbarung gemäß 5 132 g 
5 1329 Abs.-3 wurde durchgeführt Abs. 3 wurde durchgeführt 

(bitte begründen) 

Beginn des Beratungsprdzesses: Ende des Beratungsprozess'es: 

Anzahl der durchgeführten Gespräche innerhalb des Berafiungsprbzesses: 

Name der Beraterinldes Beraters: 

Begründung für den erneuten Beratungsprozess nach 5 9 Abs. 2 der Vereinbarung 

'Üatum und Unterschrift der Berateri'nldes Beraters 

IK der Krankenkasse: 

Datum und Unterschrift der7de'sVersicherteh 
oder Unterschriftdes gesehlichen Vertreters Anschrift der Krankenkasse 



Belegen Anlage B zur Vergütungs- 
vereinbarung im Land 
Brandenburg 

Leistungsnachweis über‘eine Beratung (Beratungsprozess) nach 5 1329 Abs. 3 SGB V 

Elnrichtungnachä43 seem E 
Einrichtung nachä75Abs.13atzi SGBXII r- ‘ 

Versichertennummen____ ' IK. der Einrichtung:l ""—"— 

Name . 

Anschrift der Einrichtung— 

Ü Erstrnailiger Beratungsprozess Ü Erneuter Beratungsprozess nach 
nach der'\l„ereinbarung gemäß der Vereinbarung gemäß 5. 132 g 
5 1329 Abs.. 3 wurde durchgeführt Abs. 3 wurde durchgeführt 

(bitte begründen) 

Beginn desBeratungsprozesses: Ende des Beratungsprozesses: 

Anzahl der durchgeführten Gespräche innerhalb des Beratungsprozesses: 

Name der Beraterin/des Beieters: 

Begründung für den‘ erneuten Beratungeprozese nach 9 9 Abs. 2 der Vereinbarung 

Datum und Unterschnft der Beräterihldes Beraters 

IK der Krankenkasse: I I I : ]  

Datum und Untersghfiftd'erlde‘s Ver$iehef_ten 
oder Unterschrift des gesetzlichen Vertreters“ Anschrift der Krankenkasse 



Anlage C zur Vergtrtungsvereinbarung für Leistungen. der gesundheitlichen 

Versorgungsplanung für die letzte Lebensphasenach & 1329. Abs. 3 SGBV im Land 

Brandenburg vom 06,12.201:9 

Bewohnerpauscähale gemäß 5 3 dieser Vergütungsvereinbarung 

(1) Die Berechnung dieser Bewohnerpauschale erfolgt entsprechend 5 15 der 
Bundesvereinbarung und beträgt monatlich 13,41 Euro/pro Leistungsberechtigten. 

(2) Mit dieser Bewohnerpauechale sind die notwendigen Kosten (Personal-,= Sach-, 

O'verhead- und Regiekosten) der Einrichtung zur Erbringung der Leistung abgegolten. 

(3) Die Bewohnerpauschale wird ausschließlich durch die Krankenkassen getragen. Sie darf 

den Versicherten nicht in Rechnung gestellt werden". 

(4) Die Bewohnerpauschale wird für die Zeit vom 01.01.2020 bis 31.12.2020 vereinbart; 
nach Ablaufc'lieses Zeitraumes gilt diese bis zum Inkrafttreten einerneuen Anlage C 
weiter.; 

(5) Die Anlage 0 kann gesondert gekündigt Werden. 5 9 gitt entsprechend. 



Anlage D zür Vergütungsvereinbarung für Leistungen der gesundheitlichen 
Versorgün95planung für die letzte Lebensphase nach 5 1329 Abs. 3 SGB V im Land 
Brandenburg 

Beitrittserklärung 

zur Vergütungsvereinbarung für Leistungen der gesundheitlichen Versorgungsplanung nach 
“5 1329 SGB Vfür das Land Brandenburg vom 06.12.2019 

An die 
ArbeitSQemeinschaft der Verbände der Krankenkassen im Land Brandenburg 
14456 Potsdam 

(1) Hiermit erklärt der Träger der Einrichtung 

Name der Einrichtung und IK 
den Beitritt zur Vergütungsvereinbarung vom 06.122019 einschließlich der Anlagen A-D für 
das Land Brandenburg für“ Leistungen der gesundheitlichenVersorgungsplanung nach $ 
1329 SGB V. 

Folgende Unterlagen sind beigefügt: 

- Erklärung zur Erfüllung der Anforderungen nach 5 14eder Bundesvereinbarung nach 
1329 Abs. 3 SGB V vom 13. 1 2.201 7 Anlage 1 (ohne Angaben zur Ziffer 6) 

- Bescheinigung über Weiterbildungsteiinahmeln 
- Konzept der Gesundheitlichen Versorgungsplanung 

(2) Der Träger'der Einrichtung erklärt. dass Änderungen — insbesondere hinsichtlich der 
gemeldeten Beratea gegenüber der mit der Federführung beauftragten AOK Nordost- Die 
Gesundheitskasse unverzüglich angezeigt werden. 

(3) Die-Beitrittserklärung einschließlich der vollständigen oben genannten Antrag$llflteriagen 
muss spätestens sechs Wochen vor dem beantragten Beginn der Leistungeerbringung nach 
der Bundesvereinbarung bei der AOK Nordost — Die Gesundheitskasse vorliegen. 

(4). Mit Unterzeichnung der Beitrittserkiäru'ng bestätigt der Träger der Einrichtung; dass die 
lnhalte der Bundesvereinbarung sowie der Vergütungsvereinbarung vom 06.12.2019 
vollumfänglich anerkannt und umgesetzt werden. 

Datum Unterschrift und Stempei des Trägers der Einrichtung 

Nach Abschluss der Antragsprüfung durch die Landesverbände der Krankenkassen und die 
Ersatzka'ssen im Land Brandenburg erhatten Sie eine Mitteilung über dieErfüilun'g der 
Varaussetzungen zum Beitritt. 


